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1.  Inhalt der Versicherung 

§ 1 Aufgaben der Rechtsschutzversicherung 
Der Versicherer erbringt die für die Wahrnehmung der rechtlichen 
Interessen des Versicherungsnehmers oder des Versicherten 
erforderlichen Leistungen im vereinbarten Umfang (Rechtsschutz). 
Die Wahrnehmung rechtlicher Interessen ist notwendig, wenn sie in 
einem angemessenen Verhältnis zum angestrebten Erfolg steht 
und hinreichende Aussicht auf Erfolg verspricht. 

§ 2 Leistungsarten 
Der Umfang des Versicherungsschutzes kann in den Formen des  
§ 21 bis § 29 vereinbart werden. Je nach Vereinbarung umfasst der 
Versicherungsschutz 
a) Schadenersatz-Rechtsschutz 
 für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, soweit 

diese nicht auch auf einer Vertragsverletzung oder einer Ver-
letzung eines dinglichen Rechtes an Grundstücken, Gebäuden 
oder Gebäudeteilen beruhen; 

b) Arbeits-Rechtsschutz 
 aa) für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeits-

verhältnissen sowie aus öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnissen hinsichtlich dienst- und versorgungsrechtlicher 
Ansprüche; 

 bb) für gesetzliche Vertreter juristischer Personen für die 
gerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus dem 
der Funktion zugrunde liegenden Anstellungsvertrag, wo-
bei die Kostenübernahme auf einen Streitwert von bis zu 
drei Monatsgehältern (maximal 30.000 EUR) begrenzt ist; 

 cc) für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aufgrund 
eines schriftlichen Angebotes des Arbeitgebers zur Aufhe-
bung des Arbeitsvertrages (Aufhebungsvertrag) in der Ei-
genschaft als Arbeitnehmer. Abweichend von § 4 Absatz 1 
c) Satz 1 gilt das Angebot zur Aufhebung als Rechts-
schutzfall. Die Kostenübernahme ist insoweit auf 500 EUR 
je Rechtsschutzfall begrenzt; 

c) Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz 
 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Miet- und 

Pachtverhältnissen, sonstigen Nutzungsverhältnissen und ding-
lichen Rechten, die Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile 
zum Gegenstand haben; 

d) Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht 
 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus privatrechtli-

chen Schuldverhältnissen und dinglichen Rechten, soweit der 
Versicherungsschutz nicht in den Leistungsarten a), b) oder c) 
enthalten ist; 

e) Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten 
 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in steuer- und 

abgaberechtlichen Angelegenheiten vor deutschen Finanz- und 
Verwaltungsgerichten; 

f) Sozialgerichts-Rechtsschutz 
 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor deutschen 

Sozialgerichten; 
g) Verwaltungs-Rechtsschutz 
 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
 aa) in verkehrsrechtlichen Angelegenheiten vor Verwaltungs-

behörden und vor Verwaltungsgerichten; 
 bb) im privaten Bereich vor deutschen Verwaltungsgerichten, 

soweit Versicherungsschutz nicht in der Leistungsart 2 c) 
enthalten ist; 

 cc) für die versicherte selbstständige Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmers vor deutschen Verwaltungsgerichten im 
Zusammenhang mit der Erteilung oder dem Entzug der 
Gewerbezulassung oder Gewerbeerlaubnis; 

h) Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz 
 für die Verteidigung in Disziplinar- und Standesrechtsverfahren; 
i) Straf-Rechtsschutz 
 für die Verteidigung wegen des Vorwurfes 
 aa) eines verkehrsrechtlichen Vergehens. Wird rechtskräftig 

festgestellt, dass der Versicherungsnehmer das Vergehen 
vorsätzlich begangen hat, ist er verpflichtet, dem Versiche-

rer die Kosten zu erstatten, die dieser für die Verteidigung 
wegen des Vorwurfes eines vorsätzlichen Verhaltens ge-
tragen hat; 

 bb) eines sonstigen Vergehens, dessen vorsätzliche wie auch 
fahrlässige Begehung strafbar ist, solange dem Versiche-
rungsnehmer ein fahrlässiges Verhalten vorgeworfen wird. 
Wird dem Versicherungsnehmer dagegen vorgeworfen, 
ein solches Vergehen vorsätzlich begangen zu haben, be-
steht rückwirkend Versicherungsschutz, wenn nicht 
rechtskräftig festgestellt wird, dass er vorsätzlich gehan-
delt hat. Es besteht also bei dem Vorwurf eines Verbre-
chens kein Versicherungsschutz; ebenso wenig bei dem 
Vorwurf eines Vergehens, das nur vorsätzlich begangen 
werden kann (z.B. Beleidigung, Diebstahl, Betrug). Dabei 
kommt es weder auf die Berechtigung des Vorwurfes noch 
auf den Ausgang des Strafverfahrens an; 

j) Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz 
 für die Verteidigung wegen des Vorwurfes einer Ordnungswid-

rigkeit; 
k) Beratungs-Rechtsschutz 
 für das erste Beratungsgespräch eines in Deutschland zuge-

lassenen Rechtsanwaltes 
 aa) in familien-, lebenspartnerschafts- und erbrechtlichen 

Angelegenheiten; 
 bb) zur Erstellung oder Änderung einer Patienten- oder 

Betreuungsverfügung einschließlich Vorsorgevollmacht. 
Hierfür übernimmt der Versicherer Kosten bis zu 250 EUR 
je Kalenderjahr; 

 cc) in immobilienbezogenen Angelegenheiten nach § 3 Absatz 
1 d), soweit das betreffende Objekt ausschließlich Wohn-
zwecken dient. Hierfür übernimmt der Versicherer Kosten 
bis zu 250 EUR je Kalenderjahr; 

l) Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten 
 für den Anschluss an eine vor einem deutschen Strafgericht 

erhobene öffentliche Klage als Nebenkläger, wenn die versi-
cherte Person als Opfer der folgenden in § 395 Strafprozess-
ordnung (StPO) genannten Straftaten 

 - gegen die sexuelle Selbstbestimmung, 
 - gegen die körperliche Unversehrtheit, 
 - gegen die persönliche Freiheit, 
 - gegen das Leben, 
 - nach § 4 Gewaltschutzgesetz 
 betroffen ist. 
 Versicherungsschutz besteht zudem 
 - für die Tätigkeit eines Rechtsanwaltes als Verletztenbei-

stand; 
 - für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in nichtvermö-

gensrechtlichen Angelegenheiten im Rahmen des so ge-
nannten Täter-Opfer-Ausgleiches nach § 46 a Ziffer 1 Straf-
gesetzbuch (StGB); 

 - für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen zur Geltendma-
chung von Ansprüchen nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) 
und dem Opferentschädigungsgesetz (OEG), sofern die 
Straftat einen dauerhaften Körperschaden zur Folge hat; 

m) Daten-Rechtsschutz 
 aa) für die gerichtliche Abwehr von Ansprüchen Betroffener 

nach dem Bundesdatenschutzgesetz auf Auskunft, Berich-
tigung, Löschung und Sperrung; 

bb) für die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes 
einer Straftat gemäß §§ 43, 44 Bundesdatenschutzgesetz. 
Wird der Versicherungsnehmer wegen einer Straftat ge-
mäß § 43 Bundesdatenschutzgesetz rechtskräftig verur-
teilt, ist er verpflichtet, dem Versicherer die für die Vertei-
digung getragenen Kosten zu erstatten; 

n) Rechtsschutz in Betreuungsverfahren 
 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in unmittelbarem 

Zusammenhang mit Betreuungsanordnungen gegen eine ver-
sicherte Person nach §§ 1896 ff. Bürgerliches Gesetzbuch 
(BGB); 
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o) Antidiskriminierungs-Rechtsschutz 
 für die Abwehr von Schadenersatzansprüchen abgelehnter 

Stellenbewerber nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setz (AGG); 

p) Telefonische Rechtsberatung 
 für bis zu drei telefonische Erstberatungen je Kalenderjahr 

durch einen vom Versicherer vermittelten Rechtsanwalt in allen 
eigenen Rechtsangelegenheiten. §§ 3, 4 und 13 gelten nicht. 

§ 3 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten 
Rechtsschutz besteht nicht für die Wahrnehmung rechtlicher Inte-
ressen 
(1) in ursächlichem Zusammenhang mit 
 a) Krieg, feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, 

Streik, Aussperrung oder Erdbeben; 
 b) Nuklear- und genetischen Schäden, soweit diese nicht auf 

eine medizinische Behandlung zurückzuführen sind; 
 c) Bergbauschäden an Grundstücken und Gebäuden; 
 d) folgenden immobilienbezogenen Angelegenheiten, soweit 

nicht Beratungs-Rechtsschutz nach § 2 k) cc) besteht 
  aa) dem Erwerb oder der Veräußerung eines zu Bauzwe-

cken bestimmten Grundstückes oder vom Versiche-
rungsnehmer oder den mitversicherten Personen nicht 
selbst zu Wohnzwecken zu nutzenden bzw. genutzten 
Gebäudes oder Gebäudeteiles; 

  bb) der Planung oder Errichtung eines Gebäudes oder 
Gebäudeteiles, das sich im Eigentum oder Besitz des 
Versicherungsnehmers befindet oder das dieser zu er-
werben oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt; 

  cc) der genehmigungs- und/oder anzeigepflichtigen bauli-
chen Veränderung eines Grundstückes, Gebäudes oder 
Gebäudeteiles, das sich im Eigentum oder Besitz des 
Versicherungsnehmers befindet oder das dieser zu er-
werben oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt; 

  dd) der Finanzierung eines der unter aa) bis cc) genannten 
Vorhaben. 

(2) 
 a) zur Abwehr von Schadenersatzansprüchen, es sei denn, 

dass diese auf einer Vertragsverletzung beruhen; 
 b) aus kollektivem Arbeits- oder Dienstrecht; 
 c) aus dem Recht der Handelsgesellschaften oder aus Anstel-

lungsverhältnissen gesetzlicher Vertreter juristischer Perso-
nen, soweit Versicherungsschutz nicht im Rahmen von  
§ 2 b) bb) besteht; 

 d) in ursächlichem Zusammenhang mit Patent-, Urheber-, 
Marken-, Geschmacksmuster-, Gebrauchsmusterrechten 
oder sonstigen Rechten aus geistigem Eigentum; 

 e) aus dem Kartell- oder sonstigem Wettbewerbsrecht; 
 f) in ursächlichem Zusammenhang mit 
  aa) Spiel- oder Wettverträgen, Gewinnzusagen sowie Ter-

min- oder vergleichbaren Spekulationsgeschäften; 
  bb) dem Ankauf, der Verwaltung, der Veräußerung von 

Wertpapieren im Sinne des Wertpapierhandelsgesetzes 
(z.B. Aktien, Rentenwerte, Fondsanteile), Bezugsrech-
ten, Beteiligungen (z.B. an Kapitalanlagemodellen, stil-
len Gesellschaften, Genossenschaften) und deren Fi-
nanzierung; 

 g) aus dem Bereich des Familien-, Lebenspartnerschafts- und 
Erbrechtes, soweit nicht Beratungs-Rechtsschutz gemäß  
§ 2 k) besteht; 

 h) aus dem Rechtsschutzversicherungsvertrag gegen den 
Versicherer oder das für diesen tätige Schadenabwicklungs-
unternehmen; 

 i) wegen der steuerlichen Bewertung von Grundstücken, Ge-
bäuden oder Gebäudeteilen sowie wegen Erschließungs- 
und sonstiger Anliegerabgaben, es sei denn, dass es sich 

um laufend erhobene Gebühren für die Grundstücksversor-
gung handelt. 

(3) 
 a) in Verfahren vor Verfassungsgerichten; 
 b) in Verfahren vor internationalen oder supranationalen Ge-

richtshöfen, soweit es sich nicht um die Wahrnehmung recht-
licher Interessen von Bediensteten internationaler oder sup-
ranationaler Organisationen aus Arbeitsverhältnissen oder 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen handelt; 

 c) in ursächlichem Zusammenhang mit einem Insolvenzverfah-
ren, das über das Vermögen des Versicherungsnehmers er-
öffnet wurde oder eröffnet werden soll; 

 d) in Enteignungs-, Planfeststellungs-, Flurbereinigungs- sowie 
im Baugesetzbuch geregelten Angelegenheiten; 

 e) in Ordnungswidrigkeiten- und Verwaltungsverfahren wegen 
eines Halt- oder Parkverstoßes; 

 f) in Angelegenheiten des Asyl- und Ausländerrechtes. 
(4) 
 a) mehrerer Versicherungsnehmer desselben Rechtsschutz-

versicherungsvertrages untereinander, mitversicherter Per-
sonen untereinander und mitversicherter Personen gegen 
den Versicherungsnehmer; 

 b) sonstiger Lebenspartner (nicht eheliche und nicht eingetra-
gene Lebenspartner gleich welchen Geschlechts) unterein-
ander in ursächlichem Zusammenhang mit der Partner-
schaft, auch nach deren Beendigung; 

 c) aus Ansprüchen oder Verbindlichkeiten, die nach Eintritt des 
Rechtsschutzfalles auf den Versicherungsnehmer übertra-
gen worden oder übergegangen sind; 

 d) aus vom Versicherungsnehmer in eigenem Namen geltend 
gemachten Ansprüchen anderer Personen, aus Bürgschafts- 
und Schuldübernahmeverträgen aller Art oder aus einer 
sonstigen Haftung für Verbindlichkeiten anderer Personen. 

(5) soweit in den Fällen des § 2 a) bis h) die Wahrnehmung recht-
licher Interessen in ursächlichem Zusammenhang damit steht, 
dass der Versicherungsnehmer eine Straftat vorsätzlich be-
gangen hat oder nach den Behauptungen eines anderen vor-
sätzlich begangen haben soll, es sei denn, dass der Vorwurf 
vorsätzlichen Verhaltens deutlich erkennbar unbegründet ist 
oder sich im Nachhinein als unbegründet erweist. Stellt sich ein 
solcher Zusammenhang im Nachhinein heraus, ist der Versi-
cherungsnehmer zur Rückzahlung der Leistungen verpflichtet, 
die der Versicherer für ihn erbracht hat. 

§ 4 Voraussetzungen für den Anspruch auf Rechtsschutz 
(1) Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechts-

schutzfalles 
 a) im Schadenersatz-Rechtsschutz gemäß § 2 a) von dem 

Schadenereignis an, das dem Anspruch zugrunde liegt; 
 b) im Beratungs-Rechtsschutz gemäß § 2 k) aa) für Familien-, 

Lebenspartnerschafts- und Erbrecht von dem Ereignis an, 
das die Änderung der Rechtslage des Versicherungsneh-
mers oder einer mitversicherten Person zur Folge hat; 

 c) in allen anderen Fällen von dem Zeitpunkt an, in dem der 
Versicherungsnehmer oder ein anderer einen Verstoß gegen 
Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften begangen hat oder 
begangen haben soll. 

 Die Voraussetzungen nach a) bis c) müssen nach Beginn des 
Versicherungsschutzes gemäß § 7 und vor dessen Beendigung 
eingetreten sein. Für die Leistungsarten nach § 2 b) bis g), n) 
und o) besteht Versicherungsschutz jedoch erst nach Ablauf 
von drei Monaten nach Versicherungsbeginn (Wartezeit), so-
weit es sich nicht um die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
auf Grund eines Kauf- oder Leasingvertrages über ein Kraft-
fahrzeug handelt. Für die Leistungsart nach § 2 g) bb) besteht 
eine Wartezeit von einem Jahr, soweit es um Verfahren über 
die Vergabe von Studienplätzen geht. 

(2) Erstreckt sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum, ist 
dessen Beginn maßgeblich. Sind für die Wahrnehmung rechtli-

 



 

cher Interessen mehrere Rechtsschutzfälle ursächlich, ist der 
erste entscheidend, wobei jedoch jeder Rechtsschutzfall außer 
Betracht bleibt, der länger als ein Jahr vor Beginn des Versi-
cherungsschutzes für den betroffenen Gegenstand der Versi-
cherung eingetreten oder, soweit sich der Rechtsschutzfall 
über einen Zeitraum erstreckt, beendet ist. 

(3) Es besteht kein Rechtsschutz, wenn 
 a) eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor oder 

innerhalb von drei Monaten (Wartezeit) nach Beginn des 
Versicherungsschutzes vorgenommen wurde, den Verstoß 
nach Absatz 1 c) ausgelöst hat; 

 b) der Anspruch auf Rechtsschutz erstmals später als drei 
Jahre nach Beendigung des Versicherungsschutzes für den 
betroffenen Gegenstand der Versicherung geltend gemacht 
wird; 

 c) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen nur deshalb erfolgt, 
weil der Versicherte eine unstreitig bestehende Verpflichtung 
nicht erfüllen kann oder will. 

(4) Im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e) besteht kein 
Rechtsschutz, wenn die tatsächlichen oder behaupteten Vor-
aussetzungen für die der Angelegenheit zu Grunde liegende 
Steuer- oder Abgabefestsetzung vor dem im Versicherungs-
schein bezeichneten Versicherungsbeginn eingetreten sind 
oder eingetreten sein sollen. 

§ 4a Versichererwechsel 
(1) Sofern im Versicherungsschein nichts anderes vereinbart ist, 

besteht in Abweichung von § 4 Absatz 3 und Absatz 4 An-
spruch auf Rechtsschutz, wenn 

 a) eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn 
des Versicherungsschutzes vorgenommen wurde, in die Ver-
tragslaufzeit eines Vorversicherers fällt und der Verstoß ge-
mäß § 4 Absatz 1 c) erst während der Vertragslaufzeit des 
Versicherungsvertrages eintritt, allerdings nur dann, wenn 
bezüglich des betroffenen Risikos lückenloser Versiche-
rungsschutz besteht; 

 b) der Rechtsschutzfall in die Vertragslaufzeit eines Vorversi-
cherers fällt und der Anspruch auf Rechtsschutz später als 
drei Jahre nach Ende der Vertragslaufzeit eines Vorversiche-
rers gegenüber dem Versicherer geltend gemacht wird, al-
lerdings nur dann, wenn der Versicherungsnehmer die Mel-
dung beim Vorversicherer nicht vorsätzlich oder grob fahr-
lässig versäumt hat und bezüglich des betroffenen Risikos 
lückenloser Versicherungsschutz besteht; 

 c) im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e) die tatsächli-
chen oder behaupteten Voraussetzungen für die der Angele-
genheit zu Grunde liegende Steuer- oder Abgabefestsetzung 
während der Laufzeit eines Vorversicherers eingetreten sind 
oder eingetreten sein sollen und der Verstoß gemäß  
§ 4 Absatz 1 c) erst während der Vertragslaufzeit des Versi-
cherungsvertrages eintritt; allerdings nur dann, wenn bezüg-
lich des betroffenen Risikos lückenloser Versicherungs-
schutz besteht. 

(2) Rechtsschutz wird in dem Umfang gewährt, der zum Zeitpunkt 
des Eintritts des Rechtsschutzfalles bestanden hat, höchstens 
jedoch im Umfang des Vertrages des Versicherers. 

§ 5 Leistungsumfang 
(1) Der Versicherer erbringt und vermittelt Dienstleistungen zur 

Wahrnehmung rechtlicher Interessen und trägt 
 a) bei Eintritt des Rechtsschutzfalles im Inland die Vergütung 

eines für den Versicherungsnehmer tätigen Rechtsanwaltes 
bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines am Ort des 
zuständigen Gerichtes ansässigen Rechtsanwaltes. Der 
Versicherer trägt in Fällen, in denen das Rechtsanwaltsver-
gütungsgesetz für die Erteilung eines mündlichen oder 
schriftlichen Rates oder einer Auskunft (Beratung), die nicht 
mit einer anderen gebührenpflichtigen Tätigkeit zusammen-
hängt und für die Ausarbeitung eines Gutachtens keine der 
Höhe nach bestimmte Gebühr festsetzt, je Rechtsschutzfall 

  - in Angelegenheiten, bei denen sich die Gebühren nach 
dem Gegenstandswert richten, eine angemessene Vergü-
tung bis zur Höhe einer 1,0 Gebühr nach Rechtsanwalts-
vergütungsgesetz, maximal 250 EUR; 

  - in den sonstigen Fällen eine angemessene Vergütung bis 
zu 250 EUR; 

  - für ein erstes Beratungsgespräch maximal 190 EUR. 

  Die gesetzlichen Bestimmungen über die Anrechnung der 
Gebühr bleiben unberührt. 

  Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie 
vom zuständigen Gericht entfernt und erfolgt eine gerichtli-
che Wahrnehmung seiner Interessen, trägt der Versicherer 
bei den Leistungsarten gemäß § 2 a) bis g) weitere Kosten 
für einen im Landgerichtsbezirk des Versicherungsnehmers 
ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der gesetzlichen 
Vergütung eines Rechtsanwaltes, der lediglich den Verkehr 
mit dem Prozessbevollmächtigten führt; 

 b) bei Eintritt eines Rechtsschutzfalles im Ausland die Vergü-
tung eines für den Versicherungsnehmer tätigen am Ort des 
zuständigen Gerichtes ansässigen ausländischen oder eines 
im Inland zugelassenen Rechtsanwaltes. Im letzteren Fall 
trägt der Versicherer die Vergütung bis zur Höhe der gesetz-
lichen Vergütung, die entstanden wäre, wenn das Gericht, an 
dessen Ort der Rechtsanwalt ansässig ist, zuständig wäre. 
§ 5 Absatz 1 a) Satz 2 gilt entsprechend. Wohnt der Versi-
cherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie vom zuständigen 
Gericht entfernt und ist ein ausländischer Rechtsanwalt für 
den Versicherungsnehmer tätig, trägt der Versicherer weitere 
Kosten für einen im Landgerichtsbezirk des Versicherungs-
nehmers ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der gesetz-
lichen Vergütung eines Rechtsanwaltes, der lediglich den 
Verkehr mit dem ausländischen Rechtsanwalt führt. 

  Ist der Rechtsschutzfall durch einen Kraftfahrtunfall im euro-
päischen Ausland eingetreten und eine zunächst betriebene 
Regulierung mit dem Schadenregulierungsbeauftragten bzw. 
der Entschädigungsstelle im Inland erfolglos geblieben, so 
dass eine Rechtsverfolgung im Ausland notwendig wird, trägt 
der Versicherer zusätzlich die Kosten eines inländischen 
Rechtsanwaltes bei der Regulierung mit dem Schadenregu-
lierungsbeauftragten bzw. der Entschädigungsstelle im In-
land für dessen gesamte Tätigkeit im Rahmen der gesetzli-
chen Gebühren bis zur Höhe einer 1,3-fachen Gebühr nach 
§ 13 Rechtsanwaltsvergütungsgesetz; 

 c) die Gerichtskosten einschließlich der Entschädigung für 
Zeugen und Sachverständige, die vom Gericht herangezo-
gen werden, sowie die Kosten des Gerichtsvollziehers; 

 d) aa) die Gebühren eines Schieds- oder Schlichtungsverfah-
rens bis zur Höhe der Gebühren, die im Falle der Anru-
fung eines zuständigen staatlichen Gerichtes erster In-
stanz entstehen; 

  bb) die Kosten eines Mediationsverfahrens durch einen vom 
Versicherer vermittelten Mediator bis zu 1.000 EUR je 
Rechtsschutzfall; 

 e) die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehörden ein-
schließlich der Entschädigung für Zeugen und Sachverstän-
dige, die von der Verwaltungsbehörde herangezogen wer-
den, sowie die Kosten der Vollstreckung im Verwaltungswe-
ge; 

 f) die übliche Vergütung 
  aa) eines öffentlich bestellten technischen Sachverständi-

gen oder einer rechtsfähigen technischen Sachverstän-
digenorganisation in Fällen der 

    - Verteidigung in verkehrsrechtlichen Straf- und Ord-
nungswidrigkeitenverfahren; 

    - Wahrnehmung der rechtlichen Interessen aus Kauf-  
und Reparaturverträgen von Motorfahrzeugen zu 
Lande sowie Anhängern; 

  bb) eines im Ausland ansässigen Sachverständigen in 
Fällen der Geltendmachung von Ersatzansprüchen we-
gen der im Ausland eingetretenen Beschädigung eines 
Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers; 

 g) die Kosten der Reisen des Versicherungsnehmers zu einem 
ausländischen Gericht, wenn sein Erscheinen als Beschul-
digter oder Partei vorgeschrieben und zur Vermeidung von 
Rechtsnachteilen erforderlich ist. Die Kosten werden bis zur 
Höhe der für Geschäftsreisen von deutschen Rechtsanwäl-
ten geltenden Sätze übernommen; 

 h) die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner rechtlichen 
Interessen entstandenen Kosten, soweit der Versicherungs-
nehmer zu deren Erstattung verpflichtet ist. 

(2) 
 a) Der Versicherungsnehmer kann die Übernahme der vom 

Versicherer zu tragenden Kosten verlangen, sobald er 
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nachweist, dass er zu deren Zahlung verpflichtet ist oder 
diese Verpflichtung bereits erfüllt hat. 

 b) Vom Versicherungsnehmer in fremder Währung aufgewand-
te Kosten werden diesem in Euro zum Wechselkurs des Ta-
ges erstattet, an dem diese Kosten vom Versicherungsneh-
mer gezahlt wurden. 

(3) Der Versicherer trägt nicht 
 a) Kosten, die der Versicherungsnehmer ohne Rechtspflicht 

übernommen hat; 
 b) Kosten, die bei einer einverständlichen Erledigung entstan-

den sind, soweit sie nicht dem Verhältnis des vom Versiche-
rungsnehmer angestrebten Ergebnisses zum erzielten Er-
gebnis entsprechen, es sei denn, dass eine hiervon abwei-
chende Kostenverteilung gesetzlich vorgeschrieben ist; 

 c) die im Versicherungsschein vereinbarte Selbstbeteiligung je 
Rechtsschutzfall. Kann der Rechtsschutzfall im Rahmen ei-
ner Erstberatung oder einer telefonischen Rechtsberatung 
abgeschlossen werden, entfällt damit die vertraglich verein-
barte Selbstbeteiligung; 

 d) Kosten, die auf Grund der vierten oder jeder weiteren 
Zwangsvollstreckungsmaßnahme je Vollstreckungstitel ent-
stehen; 

 e) Kosten auf Grund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, 
die später als fünf Jahre nach Rechtskraft des Vollstre-
ckungstitels eingeleitet werden; 

 f) Kosten für Strafvollstreckungsverfahren jeder Art nach 
Rechtskraft einer Geldstrafe oder -buße unter 250 EUR; 

 g) Kosten, zu deren Übernahme ein anderer verpflichtet wäre, 
wenn der Rechtsschutzversicherungsvertrag nicht bestünde; 

 h) Kosten für im Rahmen einer einverständlichen Erledigung 
mitgeregelte Forderungen, die selbst nicht streitig waren 
oder mangels Anspruchsgrundlage nicht streitig sein konnten 
oder Kosten, die auf den nicht versicherten Teil von Scha-
densfällen entfallen; 

 i) in Verfahren um die Vergabe von Studienplätzen die Kosten 
für mehr als zwei gerichtliche Verfahren pro Kalenderjahr. 

(4) Der Versicherer zahlt in jedem Rechtsschutzfall höchstens die 
vereinbarte Versicherungssumme. Zahlungen für den Versiche-
rungsnehmer und mitversicherte Personen auf Grund dessel-
ben Rechtsschutzfalles werden hierbei zusammengerechnet. 
Dies gilt auch für Zahlungen auf Grund mehrerer Rechtsschutz-
fälle, die zeitlich und ursächlich zusammenhängen. 

(5) Der Versicherer sorgt für 
 a) die Übersetzung der für die Wahrnehmung der rechtlichen 

Interessen des Versicherungsnehmers im Ausland notwen-
digen schriftlichen Unterlagen und trägt die dabei anfallen-
den Kosten; 

 b) die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der vereinbar-
ten Höhe für eine Kaution, die gestellt werden muss, um den 
Versicherungsnehmer einstweilen von Strafverfolgungsmaß-
nahmen zu verschonen; 

 c) die Auswahl und Beauftragung eines Dolmetschers und trägt 
die dabei anfallenden Kosten, wenn der Versicherungsneh-
mer, sein mitversicherter Lebenspartner und/oder deren mit-
versicherte Kinder im Ausland verhaftet oder dort mit Haft 
bedroht werden. 

(6) Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betreffen, gelten 
entsprechend 

 a) in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und im 
Beratungs-Rechtsschutz (§ 2 k) für Notare; 

 b) im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e) für Angehörige 
der steuerberatenden Berufe; 

 c) bei Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Ausland für dort 
ansässige rechts- und sachkundige Bevollmächtigte. 

§ 6 Örtlicher Geltungsbereich 
(1) Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher 

Interessen in Europa, den Anliegerstaaten des Mittelmeeres, 

auf den Kanarischen Inseln, den Azoren oder auf Madeira er-
folgt und ein Gericht oder eine Behörde in diesem Bereich ge-
setzlich zuständig ist oder zuständig wäre, wenn ein gerichtli-
ches oder behördliches Verfahren eingeleitet werden würde. 

(2) Für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen außerhalb des 
Geltungsbereiches nach Absatz 1 trägt der Versicherer bei 
Rechtsschutzfällen, die dort während eines längstens sechs 
Monate dauernden Aufenthaltes eintreten, sowie bei Verträgen, 
die über das Internet abgeschlossen werden, die Kosten nach 
§ 5 Absatz 1 bis zu einem Höchstbetrag von 50.000 EUR. In-
soweit besteht kein Rechtsschutz für die Interessenwahrneh-
mung im Zusammenhang mit dem Erwerb oder der Veräuße-
rung von dinglichen Rechten oder Teilzeitnutzungsrechten 
(Timesharing) an Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudetei-
len. 

 

2.  Versicherungsverhältnis 

§ 7 Beginn des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den 
ersten oder einmaligen Beitrag sofort nach Fälligkeit im Sinne von 
§ 9 B Absatz 1 Satz 1 zahlt. Eine vereinbarte Wartezeit bleibt 
unberührt. 

§ 8 Dauer und Ende des Vertrages 
(1) Vertragsdauer 
 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene 

Zeit abgeschlossen. 
(2) Stillschweigende Verlängerung 
 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert 

sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertrags-
partner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen 
Versicherungsjahres eine Kündigung in Schriftform zugegan-
gen ist. 

(3) Vertragsbeendigung 
 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der 

Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgese-
henen Zeitpunkt. 

 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag schon zum Ablauf des drit-
ten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen; die 
Kündigung in Schriftform muss dem Versicherer spätestens 
drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres zugegangen 
sein. 

§ 9 Beitrag 
A. Beitrag und Versicherungsteuer 
Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, 
die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimm-
ten Höhe zu entrichten hat. 
B. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder ein-

maliger Beitrag 
(1) Fälligkeit der Zahlung 
 Der erste oder einmalige Beitrag (Einlösungsbeitrag) wird 

sofort nach Abschluss des Versicherungsvertrages fällig, je-
doch nicht vor dem beantragten Versicherungsbeginn. Ist Zah-
lung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Bei-
trag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags. 

(2) Späterer Beginn des Versicherungsschutzes 
 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 

Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt, so-
fern der Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versiche-
rungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht wur-
de. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

 

 



 

(3) Rücktritt 
 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 

Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zu-
rücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versiche-
rer kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

C. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag 
(1) Fälligkeit der Zahlung 
 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt 

ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig. 
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versiche-
rungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeit-
punkt erfolgt. 

(2) Verzug 
 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versi-

cherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass 
er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. Der Versiche-
rer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstande-
nen Schadens zu verlangen. 

(3) Zahlungsaufforderung 
 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versi-

cherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Text-
form eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wo-
chen betragen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn 
sie die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten 
im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach 
Absätzen 4 und 5 mit dem Fristablauf verbunden sind. 

(4) Kein Versicherungsschutz 
 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 

noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt 
bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der 
Zahlungsaufforderung nach Absatz 3 darauf hingewiesen wur-
de. 

(5) Kündigung 
 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 

noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Ver-
trag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versi-
cherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Absatz 3 
darauf hingewiesen hat. 

 Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungs-
nehmer danach innerhalb eines Monats den angemahnten Be-
trag, besteht der Vertrag fort. Für Rechtsschutzfälle, die zwi-
schen dem Ablauf der Zahlungsfrist nach Absatz 4 und der 
Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungs-
schutz. 

D. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung 
(1) Rechtzeitige Zahlung 
 Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt 

die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem Fällig-
keitstag eingezogen werden kann und der Versicherungsneh-
mer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht. 

 Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versiche-
rungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist 
die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich 
nach einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung 
des Versicherers erfolgt. 

(2) Beendigung des Lastschriftverfahrens 
 Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der 

Versicherungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen 
hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen 
zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, 
ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des 
Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer 
ist zur Übermittlung des Beitrages erst verpflichtet, wenn er 
vom Versicherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist. 

E. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die 
noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungs-
nehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. Ferner kann der 
Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszahlung verlangen. 
F. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, 
soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil 

des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungs-
schutz bestanden hat. 

§ 10 Beitragsanpassung 
(1) Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt bis zum 1. Juli eines 

jeden Jahres, um welchen Vomhundertsatz sich für die 
Rechtsschutzversicherung das Produkt von Schadenhäufigkeit 
und Durchschnitt der Schadenzahlungen einer genügend gro-
ßen Zahl der die Rechtsschutzversicherung betreibenden Ver-
sicherer im vergangenen Kalenderjahr erhöht oder vermindert 
hat. Als Schadenhäufigkeit eines Kalenderjahres gilt die Anzahl 
der in diesem Jahr gemeldeten Rechtsschutzfälle, geteilt durch 
die Anzahl der im Jahresmittel versicherten Risiken. Als Durch-
schnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres gilt die 
Summe der Zahlungen, die für alle in diesem Jahr erledigten 
Rechtsschutzfälle insgesamt geleistet wurden, geteilt durch die 
Anzahl dieser Rechtsschutzfälle. Veränderungen der Schaden-
häufigkeit und des Durchschnittes der Schadenzahlungen, die 
aus Leistungsverbesserungen herrühren, werden bei den Fest-
stellungen des Treuhänders nur bei denjenigen Verträgen be-
rücksichtigt, in denen sie in beiden Vergleichsjahren bereits 
enthalten sind. 

(2) Die Ermittlung des Treuhänders erfolgt für Versicherungsver-
träge 

 gemäß den §§ 21 und 22, 
 gemäß den §§ 23, 24, 25 und 29, 
 gemäß den §§ 26 und 27, 
 gemäß § 28 
 nebst den zusätzlich vereinbarten Klauseln gesondert, und 

zwar jeweils unterschieden nach Verträgen mit und ohne 
Selbstbeteiligung. 

(3) Ergeben die Ermittlungen des Treuhänders einen Vomhundert-
satz unter 5, unterbleibt eine Beitragsänderung. Der Vomhun-
dertsatz ist jedoch in den folgenden Jahren mit zu berücksichti-
gen. 

 Ergeben die Ermittlungen des Treuhänders einen höheren 
Vomhundertsatz, ist dieser, wenn er nicht durch 2,5 teilbar ist, 
auf die nächstniedrigere durch 2,5 teilbare Zahl abzurunden. 

 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle 
einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um 
den abgerundeten Vomhundertsatz zu verändern. Der erhöhte 
Beitrag darf den zum Zeitpunkt der Erhöhung geltenden Tarif-
beitrag nicht übersteigen. 

(4) Hat sich der entsprechend Absatz 1 nach den unternehmens-
eigenen Zahlen des Versicherers zu ermittelnde Vomhundert-
satz in den letzten drei Jahren, in denen eine Beitragsanpas-
sung möglich war, geringer erhöht, als er vom Treuhänder für 
diese Jahre festgestellt wurde, so darf der Versicherer den Fol-
gejahresbeitrag in der jeweiligen Anpassungsgruppe gemäß 
Absatz 2 nur um den im letzten Kalenderjahr nach seinen Zah-
len ermittelten Vomhundertsatz erhöhen. Diese Erhöhung darf 
diejenige nicht übersteigen, die sich nach Absatz 3 ergibt. 

(5) Die Beitragsanpassung gilt für alle Folgejahresbeiträge, die ab 
1. Oktober des Jahres, in dem die Ermittlungen des Treuhän-
ders erfolgten, fällig werden. Sie unterbleibt, wenn seit dem im 
Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsbeginn für 
den Gegenstand der Versicherung noch nicht ein Jahr abgelau-
fen ist. 

(6) Erhöht sich der Beitrag, ohne dass sich der Umfang des Versi-
cherungsschutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens 
jedoch zu dem Zeitpunkt in Schriftform kündigen, in dem die 
Beitragserhöhung wirksam werden sollte. Der Versicherer hat 
den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das Kündi-
gungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem Versiche-
rungsnehmer spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden 
der Beitragserhöhung zugehen. Eine Erhöhung der Versiche-
rungsteuer begründet kein Kündigungsrecht. 

§ 11 Änderung der für die Beitragsbemessung wesentlichen 
Umstände 

(1) Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem 
Tarif des Versicherers einen höheren als den vereinbarten Bei-
trag rechtfertigt, kann der Versicherer vom Eintritt dieses Um-
standes an für die hierdurch entstandene höhere Gefahr den 
höheren Beitrag verlangen. Wird die höhere Gefahr nach dem 
Tarif des Versicherers auch gegen einen höheren Beitrag nicht 
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übernommen, kann der Versicherer die Absicherung der höhe-
ren Gefahr ausschließen. Erhöht sich der Beitrag wegen der 
Gefahrerhöhung um mehr als 10 Prozent oder schließt der Ver-
sicherer die Absicherung der höheren Gefahr aus, kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung 
einer Frist in Schriftform kündigen. In der Mitteilung hat der 
Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungs-
recht hinzuweisen. Der Versicherer kann seine Rechte nur in-
nerhalb eines Monats ausüben. 

(2) Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem 
Tarif des Versicherers einen geringeren als den vereinbarten 
Beitrag rechtfertigt, kann der Versicherer vom Eintritt dieses 
Umstandes an nur noch den geringeren Beitrag verlangen. 
Zeigt der Versicherungsnehmer diesen Umstand dem Versi-
cherer später als zwei Monate nach dessen Eintritt an, wird der 
Beitrag erst vom Eingang der Anzeige an herabgesetzt. 

(3) Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer innerhalb eines 
Monates nach Zugang einer Aufforderung die zur Beitragsbe-
rechnung erforderlichen Angaben zu machen. Verletzt der Ver-
sicherungsnehmer diese Pflicht, kann der Versicherer den Ver-
trag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen, 
wenn die Pflichtverletzung des Versicherungsnehmers vorsätz-
lich oder grob fahrlässig war. Das Nichtvorliegen der groben 
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 
Macht der Versicherungsnehmer bis zum Fristablauf diese An-
gaben vorsätzlich unrichtig oder unterlässt er die erforderlichen 
Angaben vorsätzlich und tritt der Rechtsschutzfall später als ei-
nen Monat nach dem Zeitpunkt ein, in dem die Angaben dem 
Versicherer hätten zugehen müssen, so hat der Versiche-
rungsnehmer keinen Versicherungsschutz, es sei denn dem 
Versicherer war der Eintritt des Umstandes zu diesem Zeit-
punkt bekannt. Beruht das Unterlassen der erforderlichen An-
gaben oder die unrichtige Angabe auf grober Fahrlässigkeit, 
kann der Versicherer den Umfang des Versicherungsschutzes 
in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhältnis kürzen. Das Nichtvorlie-
gen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer 
zu beweisen. Der Versicherungsnehmer hat gleichwohl Versi-
cherungsschutz, wenn zum Zeitpunkt des Rechtsschutzfalles 
die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen war 
und er nicht gekündigt hat. Gleiches gilt, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Gefahr weder für den Eintritt 
des Rechtsschutzfalles noch für den Umfang der Leistung des 
Versicherers ursächlich war. 

(4) Die vorstehenden Regelungen finden keine Anwendung, wenn 
sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Um-
ständen als vereinbart anzusehen ist, dass die Gefahrerhöhung 
mitversichert sein soll. 

§ 12 Wegfall des versicherten Interesses 
(1) Der Vertrag endet, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, zu 

dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer davon Kenntnis erhält, 
dass das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versiche-
rung weggefallen ist. In diesem Fall steht ihm der Beitrag zu, 
den er hätte erheben können, wenn die Versicherung nur bis 
zum Zeitpunkt der Kenntniserlangung beantragt worden wäre. 

(2) Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers besteht der 
Versicherungsschutz bis zum Ende der laufenden Beitragspe-
riode fort, soweit der Beitrag am Todestag gezahlt war und 
nicht aus sonstigen Gründen ein Wegfall des Gegenstandes 
der Versicherung vorliegt. Wird der nach dem Todestag nächst-
fällige Beitrag bezahlt, bleibt der Versicherungsschutz in dem 
am Todestag bestehenden Umfang aufrechterhalten. Derjeni-
ge, der den Beitrag gezahlt hat oder für den gezahlt wurde, 
wird an Stelle des Verstorbenen Versicherungsnehmer. Er 
kann innerhalb eines Jahres nach dem Todestag die Aufhe-
bung des Versicherungsvertrages mit Wirkung ab Todestag 
verlangen. 

(3) Wechselt der Versicherungsnehmer die im Versicherungs-
schein bezeichnete, selbst genutzte Wohnung oder das selbst 
genutzte Einfamilienhaus, geht der Versicherungsschutz auf 
das neue Objekt über. Versichert sind Rechtsschutzfälle, die im 

Zusammenhang mit der Eigennutzung stehen, auch soweit sie 
erst nach dem Auszug aus dem bisherigen Objekt eintreten. 
Das gleiche gilt für Rechtsschutzfälle, die sich auf das neue 
Objekt beziehen und vor dessen geplantem oder tatsächlichem 
Bezug eintreten. 

(4) Wechselt der Versicherungsnehmer ein Objekt, das er für seine 
gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbstständige Tätig-
keit selbst nutzt, findet Absatz 3 entsprechend Anwendung, 
wenn das neue Objekt nach dem Tarif des Versicherers weder 
nach Größe, noch nach Miet- oder Pachthöhe einen höheren 
als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt. 

§ 13 Kündigung nach Rechtsschutzfall 
(1) Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab, obwohl er zur 

Leistung verpflichtet ist, kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag vorzeitig kündigen. 

(2) Bejaht der Versicherer seine Leistungspflicht für mindestens 
zwei innerhalb von zwölf Monaten eingetretene Rechtsschutz-
fälle, sind der Versicherungsnehmer und der Versicherer nach 
Anerkennung der Leistungspflicht für den zweiten oder jeden 
weiteren Rechtsschutzfall berechtigt, den Vertrag vorzeitig zu 
kündigen. 

(3) Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens einen 
Monat nach Zugang der Ablehnung des Rechtsschutzes ge-
mäß Absatz 1 oder Anerkennung der Leistungspflicht gemäß 
Absatz 2 in Schriftform zugegangen sein. 

 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort 
nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versiche-
rungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu 
einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende des 
laufenden Versicherungsjahres, wirksam wird. 

 Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem 
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

§ 14 Gesetzliche Verjährung 
(1) Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei 

Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

(2) Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versi-
cherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmel-
dung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung 
des Versicherers dem Versicherten in Textform zugeht. 

§ 15 Rechtsstellung mitversicherter Personen 
(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer 

und im jeweils bestimmten Umfang für die in § 21 bis § 28 oder 
im Versicherungsschein genannten sonstigen Personen. Au-
ßerdem besteht Versicherungsschutz für Ansprüche, die natür-
lichen Personen auf Grund Verletzung oder Tötung des Versi-
cherungsnehmers oder einer mitversicherten Person kraft Ge-
setzes zustehen. 

(2) Für mitversicherte Personen gelten die den Versicherungs-
nehmer betreffenden Bestimmungen sinngemäß. Der Versiche-
rungsnehmer kann jedoch widersprechen, wenn eine andere 
mitversicherte Person als sein ehelicher/eingetragener Le-
benspartner Rechtsschutz verlangt. 

§ 16 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung 
(1) Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen 

sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im 
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig 
bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden. 

(2) Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift 
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklä-
rung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, 
die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte 
dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Ta-
ge nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt 
entsprechend für den Fall einer Namensänderung des Versi-
cherungsnehmers. 

 



 

(3) Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen 
Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der 
gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen des  
Absatzes 2 entsprechende Anwendung. 

 

3.  Rechtsschutzfall 

§ 17 Verhalten nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles 
(1) Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versiche-

rungsnehmers nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles erforder-
lich, hat er 

 a) dem Versicherer den Rechtsschutzfall unverzüglich – ggf. 
auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen; 

 b) den Versicherer vollständig und wahrheitsgemäß über sämt-
liche Umstände des Rechtsschutzfalles zu unterrichten so-
wie Beweismittel anzugeben und Unterlagen auf Verlangen 
zur Verfügung zu stellen; 

 c) soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt werden, 
  aa) Kosten auslösende Maßnahmen mit dem Versicherer 

abzustimmen, insbesondere vor der Erhebung und Ab-
wehr von Klagen sowie vor der Einlegung von Rechts-
mitteln die Zustimmung des Versicherers einzuholen; 

  bb) für die Minderung des Schadens im Sinne des § 82 
Versicherungsvertragsgesetz (VVG) zu sorgen. Dies 
bedeutet, dass die Rechtsverfolgungskosten so gering 
wie möglich gehalten werden sollen. Von mehreren 
möglichen Vorgehensweisen hat der Versicherungs-
nehmer die kostengünstigste zu wählen, indem er z.B. 
(Aufzählung nicht abschließend): 

    - nicht zwei oder mehr Prozesse führt, wenn das Ziel 
kostengünstiger mit einem Prozess erreicht werden 
kann (z.B. Bündelung von Ansprüchen oder Inan-
spruchnahme von Gesamtschuldnern als Streitge-
nossen, Erweiterung einer Klage statt gesonderter 
Klageerhebung), 

    - auf (zusätzliche) Klageanträge verzichtet, die in der 
aktuellen Situation nicht oder noch nicht notwendig 
sind, 

    - vor Klageerhebung die Rechtskraft eines anderen 
gerichtlichen Verfahrens abwartet, das tatsächliche 
oder rechtliche Bedeutung für den beabsichtigten 
Rechtsstreit haben kann, 

    - vorab nur einen angemessenen Teil der Ansprüche 
einklagt und die etwa nötige gerichtliche Geltendma-
chung der restlichen Ansprüche bis zur Rechtskraft 
der Entscheidung über die Teilansprüche zurückstellt, 

    - in allen Angelegenheiten, in denen nur eine kurze 
Frist zur Erhebung von Klagen oder zur Einlegung 
von Rechtsbehelfen zur Verfügung steht, dem 
Rechtsanwalt einen unbedingten Prozessauftrag er-
teilt, der auch vorgerichtliche Tätigkeiten mit umfasst. 

    Der Versicherungsnehmer hat zur Minderung des 
Schadens Weisungen des Versicherers einzuholen und 
zu befolgen. Er hat den Rechtsanwalt entsprechend der 
Weisung zu beauftragen. 

(2) Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den Rechts-
schutzfall bestehenden Versicherungsschutzes. Ergreift der 
Versicherungsnehmer Maßnahmen zur Wahrnehmung seiner 
rechtlichen Interessen, bevor der Versicherer den Umfang des 
Rechtsschutzes bestätigt und entstehen durch solche Maß-
nahmen Kosten, trägt der Versicherer nur die Kosten, die er bei 
einer Rechtsschutzbestätigung vor Einleitung dieser Maßnah-
men zu tragen hätte. 

(3) Der Versicherungsnehmer kann den zu beauftragenden 
Rechtsanwalt aus dem Kreis der Rechtsanwälte auswählen, 
deren Vergütung der Versicherer nach § 5 Absatz 1 a) und b) 
trägt. Der Versicherer wählt den Rechtsanwalt aus, 

 a) wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt; 
 b) wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt be-

nennt und dem Versicherer die alsbaldige Beauftragung ei-
nes Rechtsanwaltes notwendig erscheint. 

(4) Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt nicht be-
reits selbst beauftragt hat, wird dieser vom Versicherer im Na-
men des Versicherungsnehmers beauftragt. Für die Tätigkeit 
des Rechtsanwaltes ist der Versicherer nicht verantwortlich. 

(5) Der Versicherungsnehmer hat 
 a) den mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftragten 

Rechtsanwalt vollständig und wahrheitsgemäß zu unterrich-
ten, ihm die Beweismittel anzugeben, die möglichen Aus-
künfte zu erteilen und die notwendigen Unterlagen zu be-
schaffen; 

 b) dem Versicherer auf Verlangen Auskunft über den Stand der 
Angelegenheit zu geben. 

(6) Wird eine der in den Absätzen 1 oder 5 genannten Obliegen-
heiten vorsätzlich verletzt, verliert der Versicherungsnehmer 
seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung 
einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der voll-
ständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat 
bei der Verletzung einer nach Eintritt des Rechtsschutzfalles 
bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Vor-
aussetzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge 
hingewiesen hat. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass 
er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der 
Versicherungsschutz bestehen. 

 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Ob-
liegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des 
Rechtsschutzfalles noch für die Feststellung oder den Umfang 
der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arg-
listig verletzt hat. 

(7) Der Versicherungsnehmer muss sich bei der Erfüllung seiner 
Obliegenheiten die Kenntnis und das Verhalten des von ihm 
beauftragten Rechtsanwaltes zurechnen lassen, sofern dieser 
die Abwicklung des Rechtsschutzfalles gegenüber dem Versi-
cherer übernimmt. 

(8) Ansprüche auf Rechtsschutzleistungen können nur mit schriftli-
chem Einverständnis des Versicherers abgetreten werden. 

(9) Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen andere auf 
Erstattung von Kosten, die der Versicherer getragen hat, gehen 
mit ihrer Entstehung auf diesen über. Die für die Geltendma-
chung der Ansprüche notwendigen Unterlagen hat der Versi-
cherungsnehmer dem Versicherer auszuhändigen und bei des-
sen Maßnahmen gegen die anderen auf Verlangen mitzuwir-
ken. Dem Versicherungsnehmer bereits erstattete Kosten sind 
an den Versicherer zurückzuzahlen. 

§ 18 Ablehnung des Rechtsschutzes wegen mangelnder 
Erfolgsaussichten oder wegen Mutwilligkeit - Stichent-
scheid 

(1) Der Versicherer kann den Rechtsschutz ablehnen, wenn seiner 
Auffassung nach 

 a) in einem der Fälle des § 2 a) bis g), n) und o) die Wahrneh-
mung der rechtlichen Interessen keine hinreichende Aussicht 
auf Erfolg hat 

 oder 
 b) die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen mutwillig ist. 

Mutwilligkeit liegt dann vor, wenn der durch die Wahrneh-
mung der rechtlichen Interessen voraussichtlich entstehende 
Kostenaufwand unter Berücksichtigung der berechtigten Be-
lange der Versichertengemeinschaft in einem groben Miss-
verhältnis zum angestrebten Erfolg steht. 

 Die Ablehnung ist dem Versicherungsnehmer in diesen Fällen 
unverzüglich unter Angabe der Gründe schriftlich mitzuteilen. 

(2) Hat der Versicherer seine Leistungspflicht gemäß Absatz 1 
verneint und stimmt der Versicherungsnehmer der Auffassung 
des Versicherers nicht zu, kann er den für ihn tätigen oder noch 
zu beauftragenden Rechtsanwalt auf Kosten des Versicherers 
veranlassen, diesem gegenüber eine begründete Stellungnah-
me abzugeben, ob die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in 
einem angemessenen Verhältnis zum angestrebten Erfolg 
steht und hinreichende Aussicht auf Erfolg verspricht. Die Ent-
scheidung ist für beide Teile bindend, es sei denn, dass sie of-
fenbar von der wirklichen Sach- und Rechtslage erheblich ab-
weicht. 

(3) Der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer eine Frist von 
mindestens einem Monat setzen, binnen der der Versiche-
rungsnehmer den Rechtsanwalt vollständig und wahrheitsge-
mäß über die Sachlage zu unterrichten und die Beweismittel 
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anzugeben hat, damit dieser die Stellungnahme gemäß Absatz 
2 abgeben kann. Kommt der Versicherungsnehmer dieser Ver-
pflichtung nicht innerhalb der vom Versicherer gesetzten Frist 
nach, entfällt der Versicherungsschutz. Der Versicherer ist ver-
pflichtet, den Versicherungsnehmer ausdrücklich auf die mit 
dem Fristablauf verbundene Rechtsfolge hinzuweisen. 

§ 19 Anzuwendendes Recht 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

§ 20 Zuständiges Gericht 
(1) Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvermittler 
 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versiche-

rungsvermittlung ist neben den Gerichtsständen der Zivilpro-
zessordnung (ZPO) auch das Gericht örtlich zuständig, in des-
sen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhe-
bung seinen Wohn- oder Geschäftssitz, in Ermangelung eines 
solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(2) Klagen gegen den Versicherungsnehmer 
 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versiche-

rungsvermittlung gegen den Versicherungsnehmer ist aus-
schließlich das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen 
Wohn- oder Geschäftssitz, in Ermangelung eines solchen sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(3) Für den Fall, dass der Versicherungsnehmer nach Vertrags-
schluss seinen Wohnsitz, Geschäftssitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt ins Ausland verlegt, wird für Klagen nach 
Absatz 1 und 2 die Zuständigkeit des Gerichts am Geschäfts-
sitz des Versicherers vereinbart. 

 

4.  Formen des Versicherungsschutzes 

§ 21 Verkehrs-Rechtsschutz 
(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer in 

seiner Eigenschaft als Eigentümer oder Halter jedes bei Ver-
tragsabschluss oder während der Vertragsdauer auf ihn zuge-
lassenen oder auf seinen Namen mit einem Versicherungs-
kennzeichen versehenen und als Mieter jedes von ihm als 
Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch 
gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers. Der 
Versicherungsschutz erstreckt sich auf alle Personen in ihrer 
Eigenschaft als berechtigte Fahrer oder berechtigte Insassen 
dieser Motorfahrzeuge. 

(2) Der Versicherungsschutz kann auf gleichartige Motorfahrzeuge 
gemäß Absatz 1 beschränkt werden. Als gleichartig gelten je-
weils Krafträder, Personenkraft- und Kombiwagen, Lastkraft- 
und sonstige Nutzfahrzeuge, Omnibusse sowie Anhänger. 

(3) Abweichend von Absatz 1 kann vereinbart werden, dass der 
Versicherungsschutz für ein oder mehrere im Versicherungs-
schein bezeichnete Motorfahrzeuge zu Lande, zu Wasser oder 
in der Luft sowie Anhänger (Fahrzeug) besteht, auch wenn die-
se nicht auf den Versicherungsnehmer zugelassen oder nicht 
auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen ver-
sehen sind (Fahrzeug-Rechtsschutz). 

(4) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 
 Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g) aa)), 
 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j). 
(5) Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht kann ausge-

schlossen werden. 
(6) Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht besteht in den 

Fällen der Absätze 1 und 2 auch für Verträge, mit denen der 
Erwerb von Motorfahrzeugen zu Lande sowie Anhängern zum 
nicht nur vorübergehenden Eigengebrauch bezweckt wird, 
auch wenn diese Fahrzeuge nicht auf den Versicherungsneh-

mer zugelassen oder nicht auf seinen Namen mit einem Versi-
cherungskennzeichen versehen werden. 

(7) Versicherungsschutz besteht mit Ausnahme des Rechtsschut-
zes im Vertrags- und Sachenrecht für den Versicherungsneh-
mer auch bei der Teilnahme am öffentlichen Verkehr in seiner 
Eigenschaft als 

 a) Fahrer jedes Fahrzeuges, das weder ihm gehört noch auf ihn 
zugelassen oder auf seinen Namen mit einem Versiche-
rungskennzeichen versehen ist, 

 b) Fahrgast, 
 c) Fußgänger und 
 d) Radfahrer. 
(8) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorge-

schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs 
berechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit 
einem Versicherungskennzeichen versehen sein. Bei Verstoß 
gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejeni-
gen versicherten Personen, die von diesem Verstoß ohne Ver-
schulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob 
fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegen-
heit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens der versicherten Person entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person 
nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der 
Versicherungsschutz bestehen. 

 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die 
versicherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verlet-
zung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststel-
lung des Rechtsschutzfalles noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich 
war. 

(9) Ist in den Fällen der Absätze 1 und 2 seit mindestens sechs 
Monaten kein Fahrzeug mehr auf den Versicherungsnehmer 
zugelassen und nicht mehr auf seinen Namen mit einem Versi-
cherungskennzeichen versehen, kann der Versicherungsneh-
mer unbeschadet seines Rechtes auf Herabsetzung des Bei-
trages gemäß § 11 Absatz 2 die Aufhebung des Versiche-
rungsvertrages mit sofortiger Wirkung verlangen. 

(10)Wird ein nach Absatz 3 versichertes Fahrzeug veräußert oder 
fällt es auf sonstige Weise weg, besteht Versicherungsschutz 
für das Fahrzeug, das an die Stelle des bisher versicherten 
Fahrzeuges tritt (Folgefahrzeug). Der Rechtsschutz im Ver-
trags- und Sachenrecht erstreckt sich in diesen Fällen auf den 
Vertrag, der dem tatsächlichen oder beabsichtigten Erwerb des 
Folgefahrzeuges zu Grunde liegt. 

 Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des Fahrzeuges ist 
dem Versicherer innerhalb von zwei Monaten anzuzeigen und 
das Folgefahrzeug zu bezeichnen. Bei Verstoß gegen diese 
Obliegenheiten besteht Rechtsschutz nur, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Anzeige- und Bezeichnungspflicht ohne Ver-
schulden oder leicht fahrlässig versäumt hat. Bei grob fahrläs-
sigem Verstoß gegen diese Obliegenheiten ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass der Oblie-
genheitsverstoß nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versiche-
rungsschutz bestehen. Der Versicherungsschutz bleibt auch 
bestehen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Rechtsschutzfalles noch für die Feststellung 
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung 
ursächlich war. 

 Wird das Folgefahrzeug bereits vor Veräußerung des versi-
cherten Fahrzeuges erworben, bleibt dieses bis zu seiner Ver-
äußerung, längstens jedoch bis zu einem Monat nach dem Er-
werb des Folgefahrzeuges ohne zusätzlichen Beitrag mitversi-
chert. Bei Erwerb eines Fahrzeuges innerhalb eines Monates 
vor oder innerhalb eines Monates nach der Veräußerung des 
versicherten Fahrzeuges wird vermutet, dass es sich um ein 
Folgefahrzeug handelt. 

 

 



 

(11)Verkehrs-Rechtsschutz für Nichtselbstständige 
 Abweichend von Absatz 1 Satz 1 besteht der Versicherungs-

schutz im Rahmen dieser Versicherungsform auch für den ehe-
lichen/eingetragenen oder im Versicherungsschein genannten 
sonstigen Lebenspartner, deren minderjährige und die unver-
heirateten/nicht in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft le-
benden volljährigen Kinder, letztere jedoch längstens bis zu 
dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer angelegte 
berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungsbezoge-
nes Entgelt erhalten, soweit Fahrzeuge privat genutzt werden 
und weder der Versicherungsnehmer noch der mitversicherte 
Lebenspartner eine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige 
selbstständige Tätigkeit mit einem Gesamtumsatz von mehr als 
10.000 EUR - bezogen auf das letzte Kalenderjahr - ausüben. 
Wird während der Versicherungsdauer eine solche Tätigkeit 
aufgenommen oder übersteigt der aus einer solchen Tätigkeit 
erzielte Gesamtumsatz den vorgenannten Betrag, wandelt sich 
der Vertrag in einen solchen nach § 21 Absatz 1 - für die auf 
den Versicherungsnehmer zugelassenen oder auf seinen Na-
men mit einem Versicherungskennzeichen versehenen Fahr-
zeuge - um. Der Versicherungsnehmer kann jedoch innerhalb 
von sechs Monaten nach der Umwandlung die Beendigung des 
Versicherungsschutzes nach § 21 verlangen. Verlangt er diese 
später als zwei Monate nach Eintritt der für die Umwandlung 
des Versicherungsschutzes ursächlichen Tatsachen, endet der 
Versicherungsschutz nach § 21 erst mit Eingang der entspre-
chenden Erklärung des Versicherungsnehmers. Kein Versiche-
rungsschutz besteht unabhängig von der Umsatzhöhe für die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit 
einer der vorgenannten selbstständigen Tätigkeiten. 

§ 22 Fahrer-Rechtsschutz 
(1) Versicherungsschutz besteht für die im Versicherungsschein 

genannte Person bei der Teilnahme am öffentlichen Verkehr in 
ihrer Eigenschaft als Fahrer jedes Motorfahrzeuges zu Lande, 
zu Wasser oder in der Luft sowie Anhängers (Fahrzeug), das 
weder ihr gehört noch auf sie zugelassen oder auf ihren Na-
men mit einem Versicherungskennzeichen versehen ist. Der 
Versicherungsschutz besteht auch bei der Teilnahme am öf-
fentlichen Verkehr als Fahrgast, Fußgänger und Radfahrer. 

(2) Unternehmen können den Versicherungsschutz nach Absatz 1 
für alle Kraftfahrer in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit für 
das Unternehmen vereinbaren. Diese Vereinbarung können 
auch Betriebe des Kraftfahrzeughandels und -handwerks, 
Fahrschulen und Tankstellen für alle Betriebsangehörigen tref-
fen. 

(3) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 
 Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g) aa)), 
 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j). 
(4) Wird in den Fällen des Absatzes 1 ein Motorfahrzeug zu Lande 

auf die im Versicherungsschein genannte Person zugelassen 
oder auf ihren Namen mit einem Versicherungskennzeichen 
versehen, wandelt sich der Versicherungsschutz in einen sol-
chen nach § 21 Absätze 3, 4, 7, 8 und 10 um. Die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit dem Er-
werb dieses Motorfahrzeuges zu Lande ist eingeschlossen. 

(5) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorge-
schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs 
berechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit 
einem Versicherungskennzeichen versehen sein. Bei Verstoß 
gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur, wenn der 
Fahrer von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahr-
lässig keine Kenntnis hatte. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis 
des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens des Fahrers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist 
der Fahrer nach, dass seine Unkenntnis nicht grob fahrlässig 
war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 
für den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalles 
noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versiche-
rer obliegenden Leistung ursächlich war. 

(6) Hat in den Fällen des Absatzes 1 die im Versicherungsschein 
genannte Person länger als sechs Monate keine Fahrerlaubnis 

mehr, endet der Versicherungsvertrag. Zeigt der Versiche-
rungsnehmer das Fehlen der Fahrerlaubnis spätestens inner-
halb von zwei Monaten nach Ablauf der Sechsmonatsfrist an, 
endet der Versicherungsvertrag mit Ablauf der Sechsmonats-
frist. Geht die Anzeige später beim Versicherer ein, endet der 
Versicherungsvertrag mit Eingang der Anzeige. 

§ 23 Privat-Rechtsschutz für Selbstständige 
KompaktSchutz 

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer 
und seinen ehelichen/eingetragenen oder im Versicherungs-
schein genannten sonstigen Lebenspartner, wenn einer oder 
beide eine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbststän-
dige Tätigkeit ausüben, 

 a) für den privaten Bereich, 
 b) für den beruflichen Bereich in Ausübung einer nichtselbst-

ständigen Tätigkeit. 
 Als selbstständige Tätigkeit in diesem Sinne gilt auch eine 

Tätigkeit, durch die eine einmalige Erwerbsmöglichkeit oder 
fortdauernde Erwerbsquelle geschaffen, genutzt oder aufgege-
ben wird, sowie die Verwaltung eigenen Vermögens unter dem 
Einsatz von Fremdmitteln. Die rechtliche Interessenwahrneh-
mung im Zusammenhang mit derartigen Tätigkeiten ist vom 
Versicherungsschutz ausgeschlossen, und zwar auch dann, 
wenn die selbstständige Tätigkeit oder Vermögensverwaltung 
ohne planmäßigen Geschäftsbetrieb und nicht berufsmäßig er-
folgt. 

(2) Mitversichert sind  
 a) die minderjährigen Kinder, 
 b) die unverheirateten/nicht in einer eingetragenen Lebenspart-

nerschaft lebenden volljährigen Kinder, jedoch längstens bis 
zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer ange-
legte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungs-
bezogenes Entgelt erhalten. 

(3) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
 Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 
 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
  Abweichend von § 3 Absatz 2 f) bb) besteht 

Versicherungsschutz, wenn der Anlagebetrag 
25.000 EUR nicht übersteigt. In diesen Fällen 
werden die Kosten bis zu einer Versicherungs-
summe von 10.000 EUR übernommen. 

 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 
 Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f), 
 Verwaltungsgerichts-Rechtschutz (§ 2 g) bb)), 
 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 
 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 
 Beratungs-Rechtsschutz (§ 2 k), 
 Opfer-Rechtsschutz (§ 2 l), 
 Telefonische Rechtsberatung (§ 2 p). 
(4) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung 

rechtlicher Interessen 
 a) als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer 

und Fahrer eines zulassungspflichtigen oder mit einem Ver-
sicherungskennzeichen zu versehenden Motorfahrzeuges zu 
Lande sowie Anhängers; 

 b) als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer 
und Fahrer eines Motorfahrzeuges zu Wasser oder in der 
Luft; 

 c) aus Miet-, Pacht- und sonstigen Nutzungsverhältnissen über 
Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile; 

 d) aus dinglichen Rechten an Grundstücken, Gebäuden oder 
Gebäudeteilen. 

(5) Sind der Versicherungsnehmer und/oder der mitversicherte 
Lebenspartner nicht mehr gewerblich, freiberuflich oder sonstig 
selbstständig tätig oder wird von diesen keine der vorgenann-
ten Tätigkeiten mit einem Gesamtumsatz von mehr als 
10.000 EUR - bezogen auf das letzte Kalenderjahr - ausgeübt, 
wandelt sich der Versicherungsschutz ab Eintritt dieser Um-
stände in einen solchen nach § 25 um. 
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§ 23 Privat-Rechtsschutz für Selbstständige 
PremiumSchutz 

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer 
und seinen ehelichen/eingetragenen oder im Versicherungs-
schein genannten sonstigen Lebenspartner, wenn einer oder 
beide eine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbststän-
dige Tätigkeit ausüben, 

 a) für den privaten Bereich, 
 b) für den beruflichen Bereich in Ausübung einer nichtselbst-

ständigen Tätigkeit. 
 Als selbstständige Tätigkeit in diesem Sinne gilt auch eine 

Tätigkeit, durch die eine einmalige Erwerbsmöglichkeit oder 
fortdauernde Erwerbsquelle geschaffen, genutzt oder aufgege-
ben wird, sowie die Verwaltung eigenen Vermögens unter dem 
Einsatz von Fremdmitteln. Die rechtliche Interessenwahrneh-
mung im Zusammenhang mit derartigen Tätigkeiten ist vom 
Versicherungsschutz ausgeschlossen, und zwar auch dann, 
wenn die selbstständige Tätigkeit oder Vermögensverwaltung 
ohne planmäßigen Geschäftsbetrieb und nicht berufsmäßig er-
folgt. 

(2) Mitversichert sind  
 a) die minderjährigen Kinder, 
 b) die unverheirateten/nicht in einer eingetragenen Lebenspart-

nerschaft lebenden volljährigen Kinder, jedoch längstens bis 
zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer ange-
legte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungs-
bezogenes Entgelt erhalten,  

 c) die Eltern des Versicherungsnehmers und seines eheli-
chen/eingetragenen oder im Versicherungsschein genannten 
sonstigen Lebenspartners, wenn diese in häuslicher Ge-
meinschaft (Haushaltsgemeinschaft) mit dem Versiche-
rungsnehmer leben und dort mit Erstwohnsitz gemeldet sind. 

(3) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
 Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 
 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
  aa) auch im Zusammenhang mit dem Kauf 

und Einbau einer Küche in eine neu errich-
tete oder umgebaute Wohneinheit; 

  bb) abweichend von § 3 Absatz 2 f) bb) be-
steht Versicherungsschutz, wenn der An-
lagebetrag 50.000 EUR nicht übersteigt. In 
diesen Fällen werden die Kosten bis zu ei-
ner Versicherungssumme von 20.000 EUR 
übernommen. 

 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 
  Rechtsschutz besteht auch für die Wahrneh-

mung rechtlicher Interessen in einem der Klage 
vorgeschalteten Einspruchsverfahren. 

 Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f), 
  Rechtsschutz besteht auch für die Wahrneh-

mung rechtlicher Interessen in einem der Klage 
vorgeschalteten Widerspruchsverfahren. 

 Verwaltungsgerichts-Rechtschutz (§ 2 g) bb)), 
  Rechtsschutz besteht auch für die Wahrneh-

mung rechtlicher Interessen in Widerspruchs-
verfahren vor Verwaltungsbehörden. 

 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 
 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 
 Beratungs-Rechtsschutz (§ 2 k), 
  Versicherungsschutz besteht auch für eine 

über das erste Beratungsgespräch hinausge-
hende Tätigkeit. Die Kostenübernahme ist in 
den Fällen nach § 2 k) aa) auf 500 EUR je 
Rechtsschutzfall begrenzt, in den Fällen nach  
§ 2 k) bb) und cc) auf 500 EUR je Kalenderjahr. 

 Opfer-Rechtsschutz (§ 2 l), 
 Rechtsschutz in Betreuungsverfahren (§ 2 n), 
 Telefonische Rechtsberatung (§ 2 p). 
(4) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung 

rechtlicher Interessen 
 a) als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer 

und Fahrer eines zulassungspflichtigen oder mit einem Ver-
sicherungskennzeichen zu versehenden Motorfahrzeuges zu 
Lande sowie Anhängers; 

 b) als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer 
und Fahrer eines Motorfahrzeuges zu Wasser oder in der 
Luft; 

 c) aus Miet-, Pacht- und sonstigen Nutzungsverhältnissen über 
Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile; 

 d) aus dinglichen Rechten an Grundstücken, Gebäuden oder 
Gebäudeteilen. 

(5) Sind der Versicherungsnehmer und/oder der mitversicherte 
Lebenspartner nicht mehr gewerblich, freiberuflich oder sonstig 
selbstständig tätig oder wird von diesen keine der vorgenann-
ten Tätigkeiten mit einem Gesamtumsatz von mehr als 
10.000 EUR - bezogen auf das letzte Kalenderjahr - ausgeübt, 
wandelt sich der Versicherungsschutz ab Eintritt dieser Um-
stände in einen solchen nach § 25 um. 

(6) Abweichend von § 6 Absatz 2 ist die Aufenthaltsdauer auf 1 
Jahr ausgedehnt. Die Kosten nach § 5 Absatz 1 werden bis zu 
einem Höchstbetrag von 100.000 EUR übernommen. 

§ 24 Berufs-Rechtsschutz für Selbstständige, 
Rechtsschutz für Firmen und Vereine 

(1) Versicherungsschutz besteht 
 a) für die im Versicherungsschein bezeichnete gewerbliche, 

freiberufliche oder sonstige selbstständige Tätigkeit des Ver-
sicherungsnehmers. Mitversichert sind die vom Versiche-
rungsnehmer beschäftigten Personen in Ausübung ihrer be-
ruflichen Tätigkeit für den Versicherungsnehmer; 

 b) für Vereine sowie deren gesetzliche Vertreter, Angestellte 
und Mitglieder, soweit diese im Rahmen der Aufgaben tätig 
sind, die ihnen gemäß der Satzung obliegen. 

(2) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
 Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 
 Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f), 
 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 
 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j). 
(3) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung 

rechtlicher Interessen 
 a) als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer 

und Fahrer eines zulassungspflichtigen oder mit einem Ver-
sicherungskennzeichen zu versehenden Motorfahrzeuges zu 
Lande sowie Anhängers; 

 b) als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer 
und Fahrer eines Motorfahrzeuges zu Wasser oder in der 
Luft; 

 c) aus Miet-, Pacht- und sonstigen Nutzungsverhältnissen über 
Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile; 

 d) aus dinglichen Rechten an Grundstücken, Gebäuden oder 
Gebäudeteilen. 

(4) Endet der Versicherungsvertrag durch Berufsaufgabe oder Tod 
des Versicherungsnehmers, wird ihm bzw. seinen Erben Versi-
cherungsschutz auch für Rechtsschutzfälle gewährt, die inner-
halb eines Jahres nach der Beendigung des Versicherungsver-
trags eintreten und im Zusammenhang mit der im Versiche-
rungsschein genannten Eigenschaft des Versicherungsneh-
mers stehen. 
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§ 25 Privat- und Berufs-Rechtsschutz für Nichtselbstständige 
KompaktSchutz 

(1) Versicherungsschutz besteht für den privaten und den berufli-
chen Bereich des Versicherungsnehmers und seines eheli-
chen/eingetragenen oder im Versicherungsschein genannten 
sonstigen Lebenspartners, wenn diese keine gewerbliche, frei-
berufliche oder sonstige selbstständige Tätigkeit mit einem Ge-
samtumsatz von mehr als 10.000 EUR - bezogen auf das letzte 
Kalenderjahr - ausüben. Kein Versicherungsschutz besteht un-
abhängig von der Umsatzhöhe für die Wahrnehmung rechtli-
cher Interessen im Zusammenhang mit einer der vorgenannten 
selbstständigen Tätigkeiten. 

 Als selbstständige Tätigkeit in diesem Sinne gilt auch eine 
Tätigkeit, durch die eine einmalige Erwerbsmöglichkeit oder 
fortdauernde Erwerbsquelle geschaffen, genutzt oder aufgege-
ben wird, sowie die Verwaltung eigenen Vermögens unter dem 
Einsatz von Fremdmitteln. Die rechtliche Interessenwahrneh-
mung im Zusammenhang mit derartigen Tätigkeiten ist vom 
Versicherungsschutz ausgeschlossen, und zwar auch dann, 
wenn die selbstständige Tätigkeit oder Vermögensverwaltung 
ohne planmäßigen Geschäftsbetrieb und nicht berufsmäßig er-
folgt. 

(2) Mitversichert sind 
 a) die minderjährigen Kinder, 
 b) die unverheirateten/nicht in einer eingetragenen Lebenspart-

nerschaft lebenden volljährigen Kinder, jedoch längstens bis 
zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer ange-
legte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungs-
bezogenes Entgelt erhalten. 

(3) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
 Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 
 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
  Abweichend von § 3 Absatz 2 f) bb) besteht 

Versicherungsschutz, wenn der Anlagebetrag 
25.000 EUR nicht übersteigt. In diesen Fällen 
werden die Kosten bis zu einer Versicherungs-
summe von 10.000 EUR übernommen. 

 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 
 Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f), 
 Verwaltungsgerichts-Rechtschutz (§ 2 g) bb)), 
 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 
 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 
 Beratungs-Rechtsschutz (§ 2 k), 
 Opfer-Rechtsschutz (§ 2 l), 
 Telefonische Rechtsberatung (§ 2 p). 
(4) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung 

rechtlicher Interessen 
 a) als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer 

und Fahrer eines zulassungspflichtigen oder mit einem Ver-
sicherungskennzeichen zu versehenden Motorfahrzeuges zu 
Lande sowie Anhängers; 

 b) als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer 
und Fahrer eines Motorfahrzeuges zu Wasser oder in der 
Luft; 

 c) aus Miet-, Pacht- und sonstigen Nutzungsverhältnissen über 
Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile; 

 d) aus dinglichen Rechten an Grundstücken, Gebäuden oder 
Gebäudeteilen. 

(5) Haben der Versicherungsnehmer und/oder der mitversicherte 
Lebenspartner eine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige 
selbstständige Tätigkeit mit einem Gesamtumsatz von mehr als 
10.000 EUR im letzten Kalenderjahr aufgenommen oder über-
steigt deren aus einer solchen Tätigkeit im letzten Kalenderjahr 
erzielter Gesamtumsatz den Betrag von 10.000 EUR, wandelt 
sich der Versicherungsschutz ab Eintritt dieser Umstände in ei-
nen solchen nach § 23 um. 

§ 25 Privat- und Berufs-Rechtsschutz für Nichtselbstständige 
PremiumSchutz 

(1) Versicherungsschutz besteht für den privaten und den berufli-
chen Bereich des Versicherungsnehmers und seines eheli-

chen/eingetragenen oder im Versicherungsschein genannten 
sonstigen Lebenspartners, wenn diese keine gewerbliche, frei-
berufliche oder sonstige selbstständige Tätigkeit mit einem Ge-
samtumsatz von mehr als 10.000 EUR - bezogen auf das letzte 
Kalenderjahr - ausüben. Kein Versicherungsschutz besteht un-
abhängig von der Umsatzhöhe für die Wahrnehmung rechtli-
cher Interessen im Zusammenhang mit einer der vorgenannten 
selbstständigen Tätigkeiten. 

 Als selbstständige Tätigkeit in diesem Sinne gilt auch eine 
Tätigkeit, durch die eine einmalige Erwerbsmöglichkeit oder 
fortdauernde Erwerbsquelle geschaffen, genutzt oder aufgege-
ben wird, sowie die Verwaltung eigenen Vermögens unter dem 
Einsatz von Fremdmitteln. Die rechtliche Interessenwahrneh-
mung im Zusammenhang mit derartigen Tätigkeiten ist vom 
Versicherungsschutz ausgeschlossen, und zwar auch dann, 
wenn die selbstständige Tätigkeit oder Vermögensverwaltung 
ohne planmäßigen Geschäftsbetrieb und nicht berufsmäßig er-
folgt. 

(2) Mitversichert sind  
 a) die minderjährigen Kinder, 
 b) die unverheirateten/nicht in einer eingetragenen Lebenspart-

nerschaft lebenden volljährigen Kinder, jedoch längstens bis 
zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer ange-
legte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungs-
bezogenes Entgelt erhalten, 

 c) die Eltern des Versicherungsnehmers und seines eheli-
chen/eingetragenen oder im Versicherungsschein genannten 
sonstigen Lebenspartners, wenn diese in häuslicher Ge-
meinschaft (Haushaltsgemeinschaft) mit dem Versiche-
rungsnehmer leben und dort mit Erstwohnsitz gemeldet sind. 

(3) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
 Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 
 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
  aa) auch im Zusammenhang mit dem Kauf 

und Einbau einer Küche in eine neu errich-
tete oder umgebaute Wohneinheit; 

  bb) abweichend von § 3 Absatz 2 f) bb) be-
steht Versicherungsschutz, wenn der An-
lagebetrag 50.000 EUR nicht übersteigt. In 
diesen Fällen werden die Kosten bis zu ei-
ner Versicherungssumme von 20.000 EUR 
übernommen. 

 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 
  Rechtsschutz besteht auch für die Wahrneh-

mung rechtlicher Interessen in einem der Klage 
vorgeschalteten Einspruchsverfahren. 

 Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f), 
  Rechtsschutz besteht auch für die Wahrneh-

mung rechtlicher Interessen in einem der Klage 
vorgeschalteten Widerspruchsverfahren. 

 Verwaltungsgerichts-Rechtschutz (§ 2 g) bb)), 
  Rechtsschutz besteht auch für die Wahrneh-

mung rechtlicher Interessen in Widerspruchs-
verfahren vor Verwaltungsbehörden. 

 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 
 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 
 Beratungs-Rechtsschutz (§ 2 k), 
  Versicherungsschutz besteht auch für eine 

über das erste Beratungsgespräch hinausge-
hende Tätigkeit. Die Kostenübernahme ist in 
den Fällen nach § 2 k) aa) auf 500 EUR je 
Rechtsschutzfall begrenzt, in den Fällen nach  
§ 2 k) bb) und cc) auf 500 EUR je Kalenderjahr. 

 Opfer-Rechtsschutz (§ 2 l), 
 Rechtsschutz in Betreuungsverfahren (§ 2 n), 
 Telefonische Rechtsberatung (§ 2 p). 
(4) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung 

rechtlicher Interessen 
 a) als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer 

und Fahrer eines zulassungspflichtigen oder mit einem Ver-
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sicherungskennzeichen zu versehenden Motorfahrzeuges zu 
Lande sowie Anhängers; 

 b) als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer 
und Fahrer eines Motorfahrzeuges zu Wasser oder in der 
Luft; 

 c) aus Miet-, Pacht- und sonstigen Nutzungsverhältnissen über 
Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile; 

 d) aus dinglichen Rechten an Grundstücken, Gebäuden oder 
Gebäudeteilen. 

(5) Haben der Versicherungsnehmer und/oder der mitversicherte 
Lebenspartner eine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige 
selbstständige Tätigkeit mit einem Gesamtumsatz von mehr als 
10.000 EUR im letzten Kalenderjahr aufgenommen oder über-
steigt deren aus einer solchen Tätigkeit im letzten Kalenderjahr 
erzielter Gesamtumsatz den Betrag von 10.000 EUR, wandelt 
sich der Versicherungsschutz ab Eintritt dieser Umstände in ei-
nen solchen nach § 23 um. 

(6) Abweichend von § 6 Absatz 2 ist die Aufenthaltsdauer auf 1 
Jahr ausgedehnt. Die Kosten nach § 5 Absatz 1 werden bis zu 
einem Höchstbetrag von 100.000 EUR übernommen. 

§ 26 Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz für Nicht-
selbstständige 
KompaktSchutz 

(1) Versicherungsschutz besteht für den privaten und beruflichen 
Bereich des Versicherungsnehmers und seines eheli-
chen/eingetragenen oder im Versicherungsschein genannten 
sonstigen Lebenspartners, wenn diese keine gewerbliche, frei-
berufliche oder sonstige selbstständige Tätigkeit mit einem Ge-
samtumsatz von mehr als 10.000 EUR - bezogen auf das letzte 
Kalenderjahr - ausüben. Kein Versicherungsschutz besteht un-
abhängig von der Umsatzhöhe für die Wahrnehmung rechtli-
cher Interessen im Zusammenhang mit einer der vorgenannten 
selbstständigen Tätigkeiten. 

 Als selbstständige Tätigkeit in diesem Sinne gilt auch eine 
Tätigkeit, durch die eine einmalige Erwerbsmöglichkeit oder 
fortdauernde Erwerbsquelle geschaffen, genutzt oder aufgege-
ben wird, sowie die Verwaltung eigenen Vermögens unter dem 
Einsatz von Fremdmitteln. Die rechtliche Interessenwahrneh-
mung im Zusammenhang mit derartigen Tätigkeiten ist vom 
Versicherungsschutz ausgeschlossen, und zwar auch dann, 
wenn die selbstständige Tätigkeit oder Vermögensverwaltung 
ohne planmäßigen Geschäftsbetrieb und nicht berufsmäßig er-
folgt. 

(2) Mitversichert sind 
 a) die minderjährigen Kinder, 
 b) die unverheirateten/nicht in einer eingetragenen Lebenspart-

nerschaft lebenden volljährigen Kinder, jedoch längstens bis 
zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer ange-
legte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungs-
bezogenes Entgelt erhalten, 

 c) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und 
berechtigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder wäh-
rend der Vertragsdauer auf den Versicherungsnehmer, sei-
nen mitversicherten Lebenspartner oder die mitversicherten 
Kinder zugelassenen oder auf ihren Namen mit einem Versi-
cherungskennzeichen versehenen oder von diesem Perso-
nenkreis als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorüberge-
henden Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande, zu 
Wasser oder in der Luft sowie Anhängers. 

(3) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
 Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 
 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
  aa) im Zusammenhang mit der Eigenschaft als 

Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und 
Leasingnehmer von Motorfahrzeugen zu 
Lande sowie Anhängern; 

  bb) abweichend von § 3 Absatz 2 f) bb) be-
steht Versicherungsschutz, wenn der An-

lagebetrag 25.000 EUR nicht übersteigt. In 
diesen Fällen werden die Kosten bis zu ei-
ner Versicherungssumme von 10.000 EUR 
übernommen. 

 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 
 Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f), 
 Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g) aa)), 
 Verwaltungsgerichts-Rechtsschutz (§ 2 g) bb)), 
 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 
 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 
 Beratungs-Rechtsschutz (§ 2 k), 
 Opfer-Rechtsschutz (§ 2 l), 
 Telefonische Rechtsberatung (§ 2 p). 
(4) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung 

rechtlicher Interessen 
 a) aus Miet-, Pacht- und sonstigen Nutzungsverhältnissen über 

Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile; 
 b) aus dinglichen Rechten an Grundstücken, Gebäuden oder 

Gebäudeteilen. 
(5) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorge-

schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs 
berechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit 
einem Versicherungskennzeichen versehen sein. Bei Verstoß 
gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejeni-
gen versicherten Personen, die von diesem Verstoß ohne Ver-
schulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob 
fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegen-
heit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens der versicherten Person entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person 
nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der 
Versicherungsschutz bestehen. 

 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die 
versicherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verlet-
zung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststel-
lung des Rechtsschutzfalles noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich 
war. 

(6) Haben der Versicherungsnehmer und/oder der mitversicherte 
Lebenspartner eine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige 
selbstständige Tätigkeit mit einem Gesamtumsatz von mehr als 
10.000 EUR im letzten Kalenderjahr aufgenommen oder über-
steigt deren aus einer der vorgenannten selbstständigen Tätig-
keiten im letzten Kalenderjahr erzielter Gesamtumsatz den Be-
trag von 10.000 EUR, wandelt sich der Versicherungsschutz ab 
dem Eintritt dieser Umstände in einen solchen nach 
§ 21 Absätze 1 und 4 bis 9 - für die auf den Versicherungs-
nehmer zugelassenen oder auf seinen Namen mit einem Ver-
sicherungskennzeichen versehenen Fahrzeuge - und § 23 um. 
Der Versicherungsnehmer kann jedoch innerhalb von sechs 
Monaten nach der Umwandlung die Beendigung des Versiche-
rungsschutzes nach § 21 verlangen. Verlangt er diese später 
als zwei Monate nach Eintritt der für die Umwandlung des Ver-
sicherungsschutzes ursächlichen Tatsachen, endet der Versi-
cherungsschutz nach § 21 erst mit Eingang der entsprechen-
den Erklärung des Versicherungsnehmers. 

(7) Ist seit mindestens sechs Monaten kein Motorfahrzeug zu 
Lande und kein Anhänger mehr auf den Versicherungsnehmer, 
seinen mitversicherten Lebenspartner oder die mitversicherten 
Kinder zugelassen oder auf deren Namen mit einem Versiche-
rungskennzeichen versehen, kann der Versicherungsnehmer 
verlangen, dass der Versicherungsschutz in einen solchen 
nach § 25 umgewandelt wird. Eine solche Umwandlung tritt au-
tomatisch ein, wenn die gleichen Voraussetzungen vorliegen 
und der Versicherungsnehmer, dessen mitversicherter Le-
benspartner und die mitversicherten Kinder zusätzlich keine 
Fahrerlaubnis mehr haben. Werden die für die Umwandlung 
des Versicherungsschutzes ursächlichen Tatsachen dem Ver-
sicherer später als zwei Monate nach ihrem Eintritt angezeigt, 

13 



 

erfolgt die Umwandlung des Versicherungsschutzes erst ab 
Eingang der Anzeige. 

§ 26 Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz für Nicht-
selbstständige 
PremiumSchutz 

(1) Versicherungsschutz besteht für den privaten und beruflichen 
Bereich des Versicherungsnehmers und seines ehelichen/ein-
getragenen oder im Versicherungsschein genannten sonstigen 
Lebenspartners, wenn diese keine gewerbliche, freiberufliche 
oder sonstige selbstständige Tätigkeit mit einem Gesamtum-
satz von mehr als 10.000 EUR - bezogen auf das letzte Kalen-
derjahr - ausüben. Kein Versicherungsschutz besteht unab-
hängig von der Umsatzhöhe für die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen im Zusammenhang mit einer der vorgenannten 
selbstständigen Tätigkeiten. 

 Als selbstständige Tätigkeit in diesem Sinne gilt auch eine 
Tätigkeit, durch die eine einmalige Erwerbsmöglichkeit oder 
fortdauernde Erwerbsquelle geschaffen, genutzt oder aufgege-
ben wird, sowie die Verwaltung eigenen Vermögens unter dem 
Einsatz von Fremdmitteln. Die rechtliche Interessenwahrneh-
mung im Zusammenhang mit derartigen Tätigkeiten ist vom 
Versicherungsschutz ausgeschlossen, und zwar auch dann, 
wenn die selbstständige Tätigkeit oder Vermögensverwaltung 
ohne planmäßigen Geschäftsbetrieb und nicht berufsmäßig er-
folgt. 

(2) Mitversichert sind 
 a) die minderjährigen Kinder, 
 b) die unverheirateten/nicht in einer eingetragenen Lebenspart-

nerschaft lebenden volljährigen Kinder, jedoch längstens bis 
zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer ange-
legte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungs-
bezogenes Entgelt erhalten, 

 c) die Eltern des Versicherungsnehmers und seines eheli-
chen/eingetragenen oder im Versicherungsschein genannten 
sonstigen Lebenspartners, wenn diese in häuslicher Ge-
meinschaft (Haushaltsgemeinschaft) mit dem Versiche-
rungsnehmer leben und dort mit Erstwohnsitz gemeldet sind, 

 d) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und 
berechtigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder wäh-
rend der Vertragsdauer auf den Versicherungsnehmer, sei-
nen mitversicherten Lebenspartner oder die unter a) bis c) 
genannten mitversicherten Personen zugelassenen oder auf 
ihren Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehe-
nen oder von diesem Personenkreis als Selbstfahrer-
Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch gemiete-
ten Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser oder in der Luft 
sowie Anhängers. 

(3) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
 Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 
 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
  aa) auch im Zusammenhang mit dem Kauf 

und Einbau einer Küche in eine neu errich-
tete oder umgebaute Wohneinheit; 

  bb) im Zusammenhang mit der Eigenschaft als 
Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und 
Leasingnehmer von 

    - Motorfahrzeugen zu Lande sowie An-
hängern, 

    - privat genutzten Motorfahrzeugen zu 
Wasser oder in der Luft bis zu einem 
Neuwert von 150.000 EUR; 

  cc) abweichend von § 3 Absatz 2 f) bb) be-
steht Versicherungsschutz, wenn der An-
lagebetrag 50.000 EUR nicht übersteigt. In 
diesen Fällen werden die Kosten bis zu ei-
ner Versicherungssumme von 20.000 EUR 
übernommen. 

 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 
  Rechtsschutz besteht auch für die Wahrneh-

mung rechtlicher Interessen in einem der Klage 
vorgeschalteten Einspruchsverfahren. 

 Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f), 

  Rechtsschutz besteht auch für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen in einem der Klage 
vorgeschalteten Widerspruchsverfahren. 

 Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g) aa)), 
 Verwaltungsgerichts-Rechtsschutz (§ 2 g) bb)), 
  Rechtsschutz besteht auch für die Wahrneh-

mung rechtlicher Interessen in Widerspruchs-
verfahren vor Verwaltungsbehörden. 

 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 
 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 
 Beratungs-Rechtsschutz (§ 2 k), 
  Versicherungsschutz besteht auch für eine 

über das erste Beratungsgespräch hinausge-
hende Tätigkeit. Die Kostenübernahme ist in 
den Fällen nach § 2 k) aa) auf 500 EUR je 
Rechtsschutzfall begrenzt, in den Fällen nach 
§ 2 k) bb) und cc) auf 500 EUR je Kalenderjahr. 

 Opfer-Rechtsschutz (§ 2 l), 
 Rechtsschutz in Betreuungsverfahren (§ 2 n), 
 Telefonische Rechtsberatung (§ 2 p). 
(4) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung 

rechtlicher Interessen 
 a) aus Miet-, Pacht- und sonstigen Nutzungsverhältnissen über 

Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile; 
 b) aus dinglichen Rechten an Grundstücken, Gebäuden oder 

Gebäudeteilen. 
(5) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorge-

schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs 
berechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit 
einem Versicherungskennzeichen versehen sein. Bei Verstoß 
gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejeni-
gen versicherten Personen, die von diesem Verstoß ohne Ver-
schulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob 
fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegen-
heit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens der versicherten Person entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person 
nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der 
Versicherungsschutz bestehen. 

 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die 
versicherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verlet-
zung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststel-
lung des Rechtsschutzfalles noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich 
war. 

(6) Haben der Versicherungsnehmer und/oder der mitversicherte 
Lebenspartner eine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige 
selbstständige Tätigkeit mit einem Gesamtumsatz von mehr als 
10.000 EUR im letzten Kalenderjahr aufgenommen oder über-
steigt deren aus einer der vorgenannten selbstständigen Tätig-
keiten im letzten Kalenderjahr erzielter Gesamtumsatz den Be-
trag von 10.000 EUR, wandelt sich der Versicherungsschutz ab 
dem Eintritt dieser Umstände in einen solchen nach 
§ 21 Absätze 1 und 4 bis 9 - für die auf den Versicherungs-
nehmer zugelassenen oder auf seinen Namen mit einem Ver-
sicherungskennzeichen versehenen Fahrzeuge - und § 23 um. 
Der Versicherungsnehmer kann jedoch innerhalb von sechs 
Monaten nach der Umwandlung die Beendigung des Versiche-
rungsschutzes nach § 21 verlangen. Verlangt er diese später 
als zwei Monate nach Eintritt der für die Umwandlung des Ver-
sicherungsschutzes ursächlichen Tatsachen, endet der Versi-
cherungsschutz nach § 21 erst mit Eingang der entsprechen-
den Erklärung des Versicherungsnehmers. 

(7) Ist seit mindestens sechs Monaten kein Motorfahrzeug zu 
Lande und kein Anhänger mehr auf den Versicherungsnehmer, 
seinen mitversicherten Lebenspartner oder die mitversicherten 
Kinder zugelassen oder auf deren Namen mit einem Versiche-
rungskennzeichen versehen, kann der Versicherungsnehmer 
verlangen, dass der Versicherungsschutz in einen solchen 
nach § 25 umgewandelt wird. Eine solche Umwandlung tritt au-
tomatisch ein, wenn die gleichen Voraussetzungen vorliegen 
und der Versicherungsnehmer, dessen mitversicherter Le-
benspartner und die mitversicherten Kinder zusätzlich keine 
Fahrerlaubnis mehr haben. Werden die für die Umwandlung 
des Versicherungsschutzes ursächlichen Tatsachen dem Ver-
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sicherer später als zwei Monate nach ihrem Eintritt angezeigt, 
erfolgt die Umwandlung des Versicherungsschutzes erst ab 
Eingang der Anzeige. 

(8) Abweichend von § 6 Absatz 2 ist die Aufenthaltsdauer auf 1 
Jahr ausgedehnt. Die Kosten nach § 5 Absatz 1 werden bis zu 
einem Höchstbetrag von 100.000 EUR übernommen. 

§ 27 Landwirtschafts- und Verkehrs-Rechtsschutz 
KompaktSchutz 

(1) Versicherungsschutz besteht für den beruflichen Bereich des 
Versicherungsnehmers als Inhaber des im Versicherungs-
schein bezeichneten land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes 
sowie für den privaten Bereich und die Ausübung nichtselbst-
ständiger Tätigkeiten. 

(2) Mitversichert sind 
 a) der eheliche/eingetragene oder der im Versicherungsschein 

genannte sonstige Lebenspartner des Versicherungsneh-
mers, 

 b) die minderjährigen Kinder, 
 c) die unverheirateten/nicht in einer eingetragenen Lebenspart-

nerschaft lebenden volljährigen Kinder, jedoch längstens bis 
zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer ange-
legte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungs-
bezogenes Entgelt erhalten, 

 d) die im Versicherungsschein genannten, im Betrieb des 
Versicherungsnehmers tätigen und dort wohnhaften Mitinha-
ber sowie deren eheliche/eingetragene oder im Versiche-
rungsschein genannte sonstige Lebenspartner und die Kin-
der dieser Personen entsprechend b) und c), 

 e) die im Versicherungsschein genannten, im Betrieb des 
Versicherungsnehmers wohnhaften Altenteiler sowie deren 
eheliche/eingetragene oder im Versicherungsschein genann-
te sonstige Lebenspartner und die Kinder dieser Personen 
entsprechend b) und c), 

 f) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und 
berechtigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder wäh-
rend der Vertragsdauer auf den Versicherungsnehmer oder 
die unter a) bis e) genannten mitversicherten Personen zu-
gelassenen oder auf ihren Namen mit einem Versicherungs-
kennzeichen versehenen oder von diesem Personenkreis als 
Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Ge-
brauch gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser 
oder in der Luft sowie Anhängers, 

 g) die im land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb beschäftigten 
Personen in Ausübung ihrer Tätigkeit für den Betrieb. 

(3) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
 Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 
 Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c), 
  für land- oder forstwirtschaftlich genutzte 

Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile. 
 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
  Abweichend von § 3 Absatz 2 f) bb) besteht 

Versicherungsschutz, wenn der Anlagebetrag 
25.000 EUR nicht übersteigt. In diesen Fällen 
werden die Kosten bis zu einer Versicherungs-
summe von 10.000 EUR übernommen. 

 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 
 Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f), 
 Verwaltungs-Rechtsschutz (§ 2 g), 
 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 
 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 
 Beratungs-Rechtsschutz (§ 2 k), 
 Opfer-Rechtsschutz (§ 2 l), 
 Telefonische Rechtsberatung (§ 2 p). 

(4) Soweit es sich nicht um Personenkraft- oder Kombiwagen, 
Krafträder oder land- oder forstwirtschaftlich genutzte Fahrzeu-
ge handelt, besteht kein Rechtsschutz für die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter 
und Leasingnehmer von zulassungspflichtigen Fahrzeugen. 

(5) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorge-
schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs 
berechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit 
einem Versicherungskennzeichen versehen sein. Bei Verstoß 
gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejeni-
gen versicherten Personen, die von diesem Verstoß ohne Ver-
schulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob 
fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegen-
heit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens der versicherten Person entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person 
nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der 
Versicherungsschutz bestehen. 

 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die 
versicherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verlet-
zung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststel-
lung des Rechtsschutzfalles noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich 
war. 

§ 27 Landwirtschafts- und Verkehrs-Rechtsschutz 
PremiumSchutz 

(1) Versicherungsschutz besteht für den beruflichen Bereich des 
Versicherungsnehmers als Inhaber des im Versicherungs-
schein bezeichneten land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes 
sowie für den privaten Bereich und die Ausübung nichtselbst-
ständiger Tätigkeiten. 

(2) Mitversichert sind 
 a) der eheliche/eingetragene oder der im Versicherungsschein 

genannte sonstige Lebenspartner des Versicherungsneh-
mers, 

 b) die minderjährigen Kinder, 
 c) die unverheirateten/nicht in einer eingetragenen Lebenspart-

nerschaft lebenden volljährigen Kinder, jedoch längstens bis 
zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer ange-
legte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungs-
bezogenes Entgelt erhalten, 

 d) die Eltern des Versicherungsnehmers und seines eheli-
chen/eingetragenen oder im Versicherungsschein genannten 
sonstigen Lebenspartners, wenn diese in häuslicher Ge-
meinschaft (Haushaltsgemeinschaft) mit dem Versiche-
rungsnehmer leben und dort mit Erstwohnsitz gemeldet sind, 

 e) die im Versicherungsschein genannten, im Betrieb des 
Versicherungsnehmers tätigen und dort wohnhaften Mitinha-
ber/Hoferben sowie deren eheliche/eingetragene oder im 
Versicherungsschein genannte sonstige Lebenspartner und 
die Kinder dieser Personen entsprechend b) und c), 

 f) die im Versicherungsschein genannten, im Betrieb des 
Versicherungsnehmers wohnhaften Altenteiler sowie deren 
eheliche/eingetragene oder im Versicherungsschein genann-
te sonstige Lebenspartner und die Kinder dieser Personen 
entsprechend b) und c), 

 g) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und 
berechtigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder wäh-
rend der Vertragsdauer auf den Versicherungsnehmer oder 
die unter a) bis f) genannten mitversicherten Personen zuge-
lassenen oder auf ihren Namen mit einem Versicherungs-
kennzeichen versehenen oder von diesem Personenkreis als 
Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Ge-
brauch gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser 
oder in der Luft sowie Anhängers, 

 h) die im land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb beschäftigten 
Personen in Ausübung ihrer Tätigkeit für den Betrieb. 

(3) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
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 Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 
 Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c), 
  für land- oder forstwirtschaftlich genutzte 

Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile. 
Vom Versicherungsschutz umfasst ist auch die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zu-
sammenhang mit dem Betreiben einer Photo-
voltaikanlage zur entgeltlichen Stromeinspei-
sung in das öffentliche Netz, die an dem versi-
cherten selbst bewohnten Ein- oder Zweifamili-
enhaus angebracht ist. 

 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
  aa) auch im Zusammenhang mit dem Kauf 

und Einbau einer Küche in eine neu errich-
tete oder umgebaute Wohneinheit; 

  bb) abweichend von § 3 Absatz 2 f) bb) be-
steht Versicherungsschutz, wenn der An-
lagebetrag 50.000 EUR nicht übersteigt. In 
diesen Fällen werden die Kosten bis zu ei-
ner Versicherungssumme von 20.000 EUR 
übernommen. 

 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 
  aa) Rechtsschutz besteht auch für die Wahr-

nehmung rechtlicher Interessen in einem 
der Klage vorgeschalteten Einspruchsver-
fahren. 

  bb) Abweichend von § 3 Absatz 2 i) besteht 
Versicherungsschutz auch für die gerichtli-
che Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
im Zusammenhang mit Anlieger- und Er-
schließungsabgaben. 

 Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f), 
  Rechtsschutz besteht auch für die Wahrneh-

mung rechtlicher Interessen in einem der Klage 
vorgeschalteten Widerspruchsverfahren. 

 Verwaltungs-Rechtsschutz (§ 2 g), 
  aa) Rechtsschutz besteht auch für die Wahr-

nehmung rechtlicher Interessen in Wider-
spruchsverfahren vor Verwaltungsbehör-
den. 

  bb) Vor deutschen Verwaltungsgerichten 
besteht außerdem Rechtsschutz für die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen 

    - in Angelegenheiten wegen der Kürzung 
von Betriebsprämien (Cross-Complian-
ce-Sanktion), 

    - in Enteignungs-, Planfeststellungs-, 
Flurbereinigungs-, sowie im Baugesetz-
buch geregelten Angelegenheiten. 

    In diesen Fällen werden Kosten bis zu 
einer Versicherungssumme von 10.000 
EUR übernommen. 

 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 
 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 
 Beratungs-Rechtsschutz (§ 2 k), 
  Versicherungsschutz besteht auch für eine 

über das erste Beratungsgespräch hinausge-
hende Tätigkeit. Die Kostenübernahme ist in 
den Fällen nach § 2 k) aa) auf 500 EUR je 
Rechtsschutzfall begrenzt, in den Fällen nach 
§ 2 k) bb) und cc) auf 500 EUR je Kalenderjahr. 

 Opfer-Rechtsschutz (§ 2 l), 
 Rechtsschutz in Betreuungsverfahren (§ 2 n), 
 Antidiskriminierungs-Rechtsschutz (§ 2 o), 
 Telefonische Rechtsberatung (§ 2 p), 
 Erweiterter Straf-Rechtsschutz für den privaten 

und beruflichen Bereich als Arbeitnehmer gemäß 
Sonderbedingung 1. 

(4) Soweit es sich nicht um Personenkraft- oder Kombiwagen, 
Krafträder oder land- oder forstwirtschaftlich genutzte Fahrzeu-
ge oder privat genutzte Motorfahrzeuge zu Wasser oder in der 
Luft bis zu einem Neuwert von 150.000 EUR handelt, besteht 

kein Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer 
von zulassungspflichtigen Fahrzeugen. 

(5) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorge-
schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs 
berechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit 
einem Versicherungskennzeichen versehen sein. Bei Verstoß 
gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejeni-
gen versicherten Personen, die von diesem Verstoß ohne Ver-
schulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob 
fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegen-
heit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens der versicherten Person entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person 
nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der 
Versicherungsschutz bestehen. 

 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die 
versicherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verlet-
zung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststel-
lung des Rechtsschutzfalles noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich 
war. 

(6) Abweichend von § 6 Absatz 2 ist die Aufenthaltsdauer auf 1 
Jahr ausgedehnt. Die Kosten nach § 5 Absatz 1 werden bis zu 
einem Höchstbetrag von 100.000 EUR übernommen. 

§ 28 Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz für Selbst-
ständige 
KompaktSchutz 

(1) Versicherungsschutz besteht 
 a) für die im Versicherungsschein bezeichnete gewerbliche, 

freiberufliche oder sonstige selbstständige Tätigkeit des Ver-
sicherungsnehmers; 

 b) für den Versicherungsnehmer oder eine im Versicherungs-
schein genannte Person auch im privaten Bereich und für die 
Ausübung nicht selbstständiger Tätigkeiten. 

(2) Mitversichert sind 
 a) der eheliche/eingetragene oder der im Versicherungsschein 

genannte sonstige Lebenspartner des Versicherungsneh-
mers oder der gemäß Absatz 1 b) genannten Person, 

 b) die minderjährigen Kinder, 
 c) die unverheirateten/nicht in einer eingetragenen Lebenspart-

nerschaft lebenden volljährigen Kinder, jedoch längstens bis 
zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer ange-
legte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungs-
bezogenes Entgelt erhalten, 

 d) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und 
berechtigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder wäh-
rend der Vertragsdauer auf den Versicherungsnehmer, die in 
Absatz 1 b) genannte Person, deren mitversicherte Lebens-
partner oder deren mitversicherte Kinder entsprechend 
b) und c) zugelassenen oder auf ihren Namen mit einem 
Versicherungskennzeichen versehenen oder von diesem 
Personenkreis als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorü-
bergehenden Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges zu 
Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhängers, 

 e) die vom Versicherungsnehmer beschäftigten Personen in 
Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit für den Versicherungs-
nehmer. 

(3) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
 Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 
 Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c), 
  für im Versicherungsschein bezeichnete selbst 

genutzte Grundstücke, Gebäude oder Gebäu-
deteile. 

 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
  aa) für den privaten Bereich; 
  bb) für die Ausübung nichtselbstständiger 

Tätigkeiten; 
  cc) im Zusammenhang mit der Eigenschaft als 

Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und 
Leasingnehmer von zulassungspflichtigen 
Motorfahrzeugen zu Lande sowie Anhän-
gern. 
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    Für Betriebe des Kraftfahrzeughandels 
und –handwerks sowie Tankstellen be-
steht der Rechtsschutz nicht für Motor-
fahrzeuge, die nicht zugelassen oder die 
nur mit einer roten bzw. einer Kurzzeitzu-
lassung versehen sind; 

  dd) für die Wahrnehmung rechtlicher Interes-
sen aus personenbezogenen Versiche-
rungsverträgen, die der privaten Vorsorge 
des Versicherungsnehmers dienen; 

  ee) abweichend von § 3 Absatz 2 f) bb) be-
steht Versicherungsschutz, wenn der An-
lagebetrag 25.000 EUR nicht übersteigt. In 
diesen Fällen werden die Kosten bis zu ei-
ner Versicherungssumme von 10.000 EUR 
übernommen. 

 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 
 Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f), 
 Verwaltungs-Rechtsschutz (§ 2 g), 
 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 
 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 
 Beratungs-Rechtsschutz (§ 2 k), 
 Opfer-Rechtsschutz (§ 2 l), 
 Daten-Rechtsschutz (§ 2 m), 
 Telefonische Rechtsberatung (§ 2 p). 
(4) Der Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz kann ausge-

schlossen werden. 
(5) (entfällt) 
(6) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorge-

schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs 
berechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit 
einem Versicherungskennzeichen versehen sein. Bei Verstoß 
gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejeni-
gen versicherten Personen, die von diesem Verstoß ohne Ver-
schulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob 
fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegen-
heit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens der versicherten Person entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person 
nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der 
Versicherungsschutz bestehen. 

 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die 
versicherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verlet-
zung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststel-
lung des Rechtsschutzfalles noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich 
war. 

(7) Endet der Versicherungsvertrag durch Berufsaufgabe oder Tod 
des Versicherungsnehmers, wird ihm bzw. seinen Erben Versi-
cherungsschutz auch für Rechtsschutzfälle gewährt, die inner-
halb eines Jahres nach Beendigung des Versicherungsvertrags 
eintreten und im Zusammenhang mit der im Versicherungs-
schein genannten Eigenschaft des Versicherungsnehmers ste-
hen. 

§ 28 Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz für Selbst-
ständige 
PremiumSchutz 

(1) Versicherungsschutz besteht 
 a) für die im Versicherungsschein bezeichnete gewerbliche, 

freiberufliche oder sonstige selbstständige Tätigkeit des Ver-
sicherungsnehmers; 

 b) für den Versicherungsnehmer oder eine im Versicherungs-
schein genannte Person auch im privaten Bereich und für die 
Ausübung nicht selbstständiger Tätigkeiten. 

(2) Mitversichert sind 

 a) der eheliche/eingetragene oder der im Versicherungsschein 
genannte sonstige Lebenspartner des Versicherungsneh-
mers oder der gemäß Absatz 1 b) genannten Person, 

 b) die minderjährigen Kinder, 
 c) die unverheirateten/nicht in einer eingetragenen Lebenspart-

nerschaft lebenden volljährigen Kinder, jedoch längstens bis 
zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer ange-
legte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungs-
bezogenes Entgelt erhalten, 

 d) die Eltern des Versicherungsnehmers und seines eheli-
chen/eingetragenen oder im Versicherungsschein genannten 
sonstigen Lebenspartners, wenn diese in häuslicher Ge-
meinschaft (Haushaltsgemeinschaft) mit dem Versiche-
rungsnehmer leben und dort mit Erstwohnsitz gemeldet sind, 

 e) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und 
berechtigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder wäh-
rend der Vertragsdauer auf den Versicherungsnehmer, die in 
Absatz 1 b) genannte Person oder die unter a) bis d) ge-
nannten mitversicherten Personen zugelassenen oder auf ih-
ren Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehe-
nen oder von diesem Personenkreis als Selbstfahrer-
Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch gemiete-
ten Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser oder in der Luft 
sowie Anhängers, 

 f) die vom Versicherungsnehmer beschäftigten Personen in 
Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit für den Versicherungs-
nehmer. 

(3) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
 Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 
 Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c), 
  für im Versicherungsschein bezeichnete selbst 

genutzte Grundstücke, Gebäude oder Gebäu-
deteile. Vom Versicherungsschutz umfasst ist 
auch die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
im Zusammenhang mit dem Betreiben einer 
Photovoltaikanlage zur entgeltlichen Stromein-
speisung in das öffentliche Netz, die an dem 
versicherten selbst bewohnten Ein- oder Zwei-
familienhaus angebracht ist. 

 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
  aa) für den privaten Bereich, auch im Zusam-

menhang mit dem Kauf und Einbau einer 
Küche in eine neu errichtete oder umge-
baute Wohneinheit; 

  bb) für die Ausübung nichtselbstständiger 
Tätigkeiten; 

  cc) im Zusammenhang mit der Eigenschaft als 
Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und 
Leasingnehmer von 

    - zulassungspflichtigen Motorfahrzeugen 
zu Lande sowie Anhängern, 

    - privat genutzten Motorfahrzeugen zu 
Wasser oder in der Luft bis zu einem 
Neuwert von 150.000 EUR. 

    Für Betriebe des Kraftfahrzeughandels 
und –handwerks sowie Tankstellen be-
steht der Rechtsschutz nicht für Motor-
fahrzeuge, die nicht zugelassen oder nur 
mit einer roten bzw. einer Kurzzeitzulas-
sung versehen sind; 

  dd) für die Wahrnehmung rechtlicher Interes-
sen aus personenbezogenen Versiche-
rungsverträgen, die der privaten Vorsorge 
des Versicherungsnehmers dienen; 

  ee) abweichend von § 3 Absatz 2 f) bb) be-
steht Versicherungsschutz, wenn der An-
lagebetrag 50.000 EUR nicht übersteigt. In 
diesen Fällen werden die Kosten bis zu ei-
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ner Versicherungssumme von 20.000 EUR 
übernommen. 

 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 
  aa) Rechtsschutz besteht auch für die Wahr-

nehmung rechtlicher Interessen in einem 
der Klage vorgeschalteten Einspruchsver-
fahren. 

  bb) Abweichend von § 3 Absatz 2 i) besteht 
Versicherungsschutz auch für die gerichtli-
che Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
im Zusammenhang mit Anlieger- und Er-
schließungsabgaben. 

 Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f), 
  Rechtsschutz besteht auch für die Wahrneh-

mung rechtlicher Interessen in einem der Klage 
vorgeschalteten Widerspruchsverfahren. 

 Verwaltungs-Rechtsschutz (§ 2 g), 
  Rechtsschutz besteht auch für die Wahrneh-

mung rechtlicher Interessen in Widerspruchs-
verfahren vor Verwaltungsbehörden. 

 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 
 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 
 Beratungs-Rechtsschutz (§ 2 k), 
  Versicherungsschutz besteht auch für eine 

über das erste Beratungsgespräch hinausge-
hende Tätigkeit. Die Kostenübernahme ist in 
den Fällen nach § 2 k) aa) auf 500 EUR je 
Rechtsschutzfall begrenzt, in den Fällen nach 
§ 2 k) bb) und cc) auf 500 EUR je Kalenderjahr. 

 Opfer-Rechtsschutz (§ 2 l), 
 Daten-Rechtsschutz (§ 2 m), 
 Rechtsschutz in Betreuungsverfahren (§ 2 n), 
 Antidiskriminierungs-Rechtsschutz (§ 2 o), 
 Telefonische Rechtsberatung (§ 2 p), 
 Erweiterter Straf-Rechtsschutz für den privaten 

und beruflichen Bereich als Arbeitnehmer gemäß 
Sonderbedingung 1. 

(4) Der Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz kann ausge-
schlossen werden. 

(5) (entfällt) 
(6) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorge-

schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs 
berechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit 
einem Versicherungskennzeichen versehen sein. Bei Verstoß 
gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejeni-
gen versicherten Personen, die von diesem Verstoß ohne Ver-
schulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob 
fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegen-
heit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens der versicherten Person entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person 
nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der 
Versicherungsschutz bestehen. 

 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die 
versicherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verlet-
zung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststel-
lung des Rechtsschutzfalles noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich 
war. 

(7) Endet der Versicherungsvertrag durch Berufsaufgabe oder Tod 
des Versicherungsnehmers, wird ihm bzw. seinen Erben Versi-
cherungsschutz auch für Rechtsschutzfälle gewährt, die inner-
halb eines Jahres nach Beendigung des Versicherungsvertrags 
eintreten und im Zusammenhang mit der im Versicherungs-
schein genannten Eigenschaft des Versicherungsnehmers ste-
hen. 

(8) Abweichend von § 6 Absatz 2 ist die Aufenthaltsdauer auf 1 
Jahr ausgedehnt. Die Kosten nach § 5 Absatz 1 werden bis zu 
einem Höchstbetrag von 100.000 EUR übernommen. 

§ 29 Rechtsschutz für Eigentümer und Mieter von Wohnun-
gen und Grundstücken 
KompaktSchutz 

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer in 
seiner im Versicherungsschein bezeichneten Eigenschaft als 

 - Eigentümer, 
 - Vermieter, 
 - Verpächter, 
 - Mieter, 
 - Pächter, 
 - Nutzungsberechtigter 
 von Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen, die im 

Versicherungsschein bezeichnet sind. Einer Wohneinheit zuzu-
rechnende Garagen oder Kraftfahrzeug-Abstellplätze sind ein-
geschlossen. 

(2) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c), 
 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e). 

§ 29 Rechtsschutz für Eigentümer und Mieter von Wohnun-
gen und Grundstücken 
PremiumSchutz 

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer in 
seiner im Versicherungsschein bezeichneten Eigenschaft als 

 - Eigentümer, 
 - Mieter, 
 - Pächter, 
 - Nutzungsberechtigter 
 von Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen, die im 

Versicherungsschein bezeichnet sind. Einer Wohneinheit zuzu-
rechnende Garagen oder Kraftfahrzeug-Abstellplätze sind ein-
geschlossen. 

(2) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c), 
  Vom Versicherungsschutz umfasst ist auch die 

Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zu-
sammenhang mit dem Betreiben einer Photo-
voltaikanlage zur entgeltlichen Stromeinspei-
sung in das öffentliche Netz, die an dem versi-
cherten selbst bewohnten Ein- oder Zweifamili-
enhaus angebracht ist. 

 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 
  aa) Rechtsschutz besteht auch für die Wahr-

nehmung rechtlicher Interessen in einem 
der Klage vorgeschalteten Einspruchsver-
fahren. 

  bb) Abweichend von § 3 Absatz 2 i) besteht 
Versicherungsschutz auch für die gerichtli-
che Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
im Zusammenhang mit Anlieger- und Er-
schließungsabgaben. 
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5. Sonderbedingungen und Klauseln 
 gelten nur, sofern ausdrücklich vereinbart 

Sonderbedingung 1 
Erweiterter Straf-Rechtsschutz für den privaten und berufli-
chen Bereich als Arbeitnehmer 
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(1) Sofern vereinbart besteht Versicherungsschutz für den privaten 
Bereich und für die Ausübung ehrenamtlicher und nichtselbst-
ständiger Tätigkeiten als Arbeitnehmer; die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit der Ausübung ei-
ner entgeltlichen Tätigkeit als gesetzlicher Vertreter einer juris-
tischen Person ist vom Versicherungsschutz nicht umfasst. 

(2) Der Versicherungsschutz umfasst 
 Straf-Rechtsschutz für die Verteidigung wegen des Vorwurfes 
 a) eines Vergehens, dessen vorsätzliche wie auch fahrlässige 

Begehung strafbar ist; 
 b) eines nur vorsätzlich begehbaren Vergehens, soweit der 

Versicherungsnehmer selbst betroffen ist oder der Rechts-
schutzgewährung vorab zustimmt. 

 Wird rechtskräftig festgestellt, dass der Versicherte die Straftat 
vorsätzlich begangen hat, ist er verpflichtet, dem Versicherer 
die Kosten zu erstatten, die dieser für die Verteidigung wegen 
des Vorwurfes eines vorsätzlichen Verhaltens getragen hat. Es 
besteht also bei dem Vorwurf eines Verbrechens kein Versi-
cherungsschutz. Dabei kommt es weder auf die Berechtigung 
des Vorwurfs noch auf den Ausgang des Strafverfahrens an. 

(3) Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf 
 a) eine verwaltungsrechtliche Tätigkeit des Rechtsanwaltes, 

welche dazu dient, die Verteidigung in eingeleiteten Straf- 
verfahren, die vom Versicherungsschutz erfasst werden, zu 
unterstützen; 

 b) die Beistandsleistung durch einen Rechtsanwalt bei der 
Vernehmung einer versicherten Person als Zeuge, wenn 
diese Person die Gefahr einer Selbstbelastung annehmen 
muss (Zeugenbeistand). 

 (4) Versicherungsschutz besteht nicht für die Verteidigung gegen 
den Vorwurf 

 a) der ausschließlichen Verletzung einer verkehrsrechtlichen 
Vorschrift des Straf- oder Ordnungswidrigkeitenrechtes als 
Führer eines Motorfahrzeugs; 

 b) einer Steuerstraftat, wenn das Ermittlungsverfahren durch 
eine Selbstanzeige ausgelöst wird; 

 c) eine Vorschrift des Kartellrechts verletzt zu haben oder eine 
Straf- oder Ordnungswidrigkeitenvorschrift, welche in unmit-
telbarem Zusammenhang mit Kartellverfahren verfolgt wird; 

 d) eines Deliktes gegen die sexuelle Selbstbestimmung (z.B. 
sexuelle Nötigung). 

(5) Voraussetzungen für den Anspruch auf Rechtsschutz 
Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechts-
schutzfalles innerhalb des versicherten Zeitraumes. Als 
Rechtsschutzfall gilt 

 a) in Strafverfahren die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 
gegen den Versicherten. Ein Ermittlungsverfahren gilt als 
eingeleitet, wenn es bei der zuständigen Behörde als sol-
ches verfügt ist; 

 b) für den Zeugenbeistand die mündliche oder schriftliche 
Aufforderung an den Versicherten zur Zeugenaussage. 

 Wird in demselben Ermittlungsverfahren gegen mehrere Versi-
cherte ermittelt oder werden mehrere Versicherte zur Zeugen-
aussage aufgefordert, handelt es sich um denselben und nicht 
um jeweils einen neuen Rechtsschutzfall. 

(6) Der Versicherer trägt die dem Versicherten auferlegten Kosten 
der vom Rechtsschutz umfassten Verfahren gemäß § 5; dar-
über hinaus trägt der Versicherer 

 a) die angemessene Vergütung eines für den Versicherten          
tätigen Rechtsanwaltes. Die Angemessenheit der zwischen 
dem Rechtsanwalt und dem Versicherten vereinbarten Ver-

gütung prüft der Versicherer in entsprechender Anwendung 
von § 4 Absatz 4 Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG). Ist 
die Vereinbarung unangemessen hoch, übernimmt der Ver-
sicherer also nicht die volle Vergütung, sondern lediglich den 
angemessenen Betrag; 

 b) die Reisekosten für notwendige Reisen des für den Versi-
cherten tätigen Rechtsanwaltes an den Ort des zuständigen 
Gerichtes oder den Sitz der Ermittlungsbehörde bis zur Höhe 
der für Geschäftsreisen von deutschen Rechtsanwälten gel-
tenden Sätze; 

 c) die angemessenen Kosten der vom Versicherten in Auftrag 
gegebenen Sachverständigengutachten, die für seine Ver-
teidigung erforderlich sind, soweit der Versicherer sich zu de-
ren Übernahme schriftlich einverstanden erklärt; 

 d) die gesetzliche Vergütung des für den gegnerischen Neben-
kläger tätigen Rechtsanwaltes, soweit der Versicherte durch 
deren Übernahme eine Einstellung des gegen ihn anhängi-
gen Strafverfahrens erreicht hat, obwohl ein hinreichender 
Tatverdacht fortbestand. 

(7) Die Kosten werden bis zu einer Versicherungssumme von 
500.000 EUR je Rechtsschutzfall übernommen. 



 

Sonderbedingung 2 zu § 28 ARB 
Vertrags-Rechtsschutz für Hilfsgeschäfte 
(1) Sofern vereinbart besteht Versicherungsschutz für die gerichtli-

che Wahrnehmung rechtlicher Interessen  
 a) aus schuldrechtlichen Verträgen, die in ursächlichem Zu-

sammenhang mit den Betriebs- und Büroräumen und ihrer 
Einrichtung stehen; 

 b) aus Versicherungsverträgen, soweit diese in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der versicherten gewerblichen, freiberuf-
lichen oder sonstigen selbstständigen Tätigkeit des Versi-
cherungsnehmers stehen. 

(2) Kein Rechtsschutz besteht über die Ausschlüsse von § 3 hin-
aus für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 

 a) aus dem Bereich des Handelsvertreter- und Maklerrechtes; 
 b) aus Miet-, Pacht-, Leasing- und sonstigen Nutzungsverhält-

nissen, sowie aus der Anschaffung, Veräußerung, Finanzie-
rung oder Belastung von Grundstücken, Gebäuden, Betrie-
ben oder Teilen hiervon; 

 c) aus schuldrechtlichen Verträgen, die nicht bloße Hilfsge-
schäfte zur eigentlichen Tätigkeit des Betriebes oder der Be-
rufsausübung sind, wie z.B. Erwerb oder Reparatur von Pro-
duktionsmaschinen. 

(3) Die Kosten werden bis zu einer Versicherungssumme von 
500.000 EUR je Rechtsschutzfall übernommen. 

(4) Versicherungsschutz besteht erst nach Ablauf von drei Mona-
ten nach Versicherungsbeginn (Wartezeit). § 4 gilt entspre-
chend. 

 

Sonderbedingung 3 zu § 28 ARB 
Rechtsschutz im Berufs-Vertragsrecht für Heilberufe 
(1) Sofern vereinbart besteht Versicherungsschutz für die gerichtli-

che Wahrnehmung rechtlicher Interessen  
 a) aus schuldrechtlichen Verträgen im Zusammenhang mit der 

bezeichneten freiberuflichen Tätigkeit; 
 b) aus Versicherungsverträgen, soweit diese in unmittelbarem 

Zusammenhang mit der versicherten freiberuflichen Tätigkeit 
des Versicherungsnehmers stehen. 

(2) Kein Rechtsschutz besteht über die Ausschlüsse von § 3 hin-
aus für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 

 a) aus dem Bereich des Handelsvertreter- und Maklerrechtes; 
 b) aus Miet-, Pacht-, Leasing- und sonstigen Nutzungsverhält-

nissen, sowie aus der Anschaffung, Veräußerung, Finanzie-
rung oder Belastung von Grundstücken, Gebäuden, Betrie-
ben oder Teilen hiervon. 

(3) Die Kosten werden bis zu einer Versicherungssumme von 
500.000 EUR je Rechtsschutzfall übernommen. 

(4) Versicherungsschutz besteht erst nach Ablauf von drei Mona-
ten nach Versicherungsbeginn (Wartezeit). § 4 gilt entspre-
chend. 

 

Sonderbedingung 4 zu §§ 24 und 28 ARB 
Allgemeiner Vertrags-Rechtsschutz 
(1) Sofern vereinbart besteht Versicherungsschutz für die gerichtli-

che Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
 a) aus schuldrechtlichen Verträgen im Zusammenhang mit der 

bezeichneten gewerblichen, freiberuflichen oder sonstigen 
selbstständigen Tätigkeit; 

 b) aus Versicherungsverträgen, soweit diese in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der versicherten gewerblichen, freiberuf-
lichen oder sonstigen selbstständigen Tätigkeit des Versi-
cherungsnehmers stehen. 

(2) Kein Rechtsschutz besteht über die Ausschlüsse von § 3 hin-
aus für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 

 a) aus dem Bereich des Handelsvertreter- und Maklerrechtes; 
 b) aus Miet-, Pacht-, Leasing- und sonstigen Nutzungsverhält-

nissen, sowie aus der Anschaffung, Veräußerung, Finanzie-
rung oder Belastung von Grundstücken, Gebäuden, Betrie-
ben oder Teilen hiervon. 

(3) Mit Beendigung der Versicherungsart nach § 24 oder § 28 
endet gleichzeitig auch der Allgemeine Vertrags-Rechtsschutz. 

(4) Versicherungsschutz besteht erst nach Ablauf von drei Mona-
ten nach Versicherungsbeginn (Wartezeit). § 4 gilt entspre-
chend. 

 

Klausel 1 zu §§ 25 und 26 ARB 
Single-Rechtsschutz 
Abweichend von Absatz 1 der §§ 25 und 26 besteht kein Versiche-
rungsschutz für einen ehelichen/eingetragenen Lebenspartner des 
Versicherungsnehmers. Heiratet der Versicherungsnehmer oder 
geht er eine eingetragene Lebenspartnerschaft ein, erweitert sich 
der Versicherungsschutz von diesem Zeitpunkt an auf den Lebens-
partner, wenn dem Versicherer die Heirat oder eingetragene Le-
benspartnerschaft innerhalb von sechs Monaten angezeigt wird. 
Erfolgt die Anzeige später als sechs Monate nach der Heirat oder 
der Eintragung der Lebenspartnerschaft, beginnt der Versiche-
rungsschutz für den Lebenspartner erst mit dem Eingang der An-
zeige beim Versicherer. Von dem Zeitpunkt der Mitversicherung an 
ist der im Tarif des Versicherers für den jeweiligen Versicherungs-
schutz von Familien geltende Beitrag zu zahlen. 
 

Klausel 2 zu §§ 25 und 26 ARB 
Eingeschränkter Arbeits-Rechtsschutz 
Der Arbeits-Rechtsschutz nach § 2 b) ist beschränkt auf die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen 
- im Zusammenhang mit einer betrieblichen oder beamtenrechtli-

chen Altersversorgung, Beihilfesachen oder Vorruhestandsbezü-
gen, 

- aus geringfügigen Beschäftigungen (Minijob), 
- als Arbeitgeber von hauswirtschaftlichem oder pflegerischem 

Personal. 
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